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 Problemstellung und Empfehlungen 
Südostasien 2001: 
Transformation, Kräftevergleich und Kooperation 
Ein Anfang der 90er Jahre noch boomendes Südost-
asien steht 2001 wirtschaftlich und politisch am 
Scheideweg. Während Nordostasien, jedenfalls 
momentan, wieder wachsende Investitionen und 
einen neuen technologischen Schub verzeichnet, 
bleibt eine dauerhafte Erholung der südostasiatischen 
Volkswirtschaften angesichts schlechter politischer 
Rahmenbedingung, steigender Ölpreise und einer 
Abschwächung der amerikanischen Konjunktur 
fraglich. Auch die exportgetriebene, makroökono-
mische Beruhigung der Jahre 1999/2000 könnte 
wieder auf dem Spiel stehen, wenn ihr keine konse-
quente Reform der mikroökonomischen, politischen 
und Rechtssysteme folgt. Dafür fehlt in vielen Fällen 
das Bewußtsein und in den meisten Fällen der 
finanzielle Spielraum. In dem Maße aber, in dem 
ausländische Investoren ihr Heil in Nordostasien 
suchen, müssen südostasiatische Regierungen einmal 
mehr ihre Währung verteidigen, ohne das Problem 
der öffentlichen und privaten Verschuldung auch nur 
ansatzweise einer Lösung näherzubringen. 
Die bis vor einigen Jahren noch hochgepriesene 
Gemeinschaft Südostasiatischer Nationen (Association 
of Southeast Asian Nations, ASEAN) erscheint ange-
sichts der neuen Herausforderungen nahezu gelähmt. 
Der traditionelle Konsens über gegenseitige Nichtein-
mischung, durch die noch vor der Krise von 1997/98 
erfolgte Norderweiterung untergraben, könnte durch 
die mit der Schwächung Indonesiens einhergehenden 
Verschiebungen im regionalen Kräftegleichgewicht 
vollends obsolet werden. Zu den Folgen gehört eine 
Wiederbelebung der Konkurrenz externer Mächte in 
Südostasien, aber auch die abnehmende Fähigkeit, 
gemeinsam überzeugend auf nichtmilitärische 
Risiken zu reagieren. 
Die vorliegende Analyse unternimmt eine Bestands-
aufnahme der ökonomischen und politischen 
Transformationsprozesse in den ASEAN-Staaten und 
versucht, Wechselwirkungen zwischen wirtschaftli-
chem und politischem Wandel, sowie zwischen 
Transformation, Kräftegleichgewicht und Regionali-
sierung zu identifizieren. 
Die Autoren gelangen zu folgenden Ergebnissen: 
1. In dem Maße, in dem die Ostasienkrise von 1997/98 








Problemstellung und Empfehlungen 
den Staaten Südostasiens der Enthusiasmus für 
weitere mikroökonomische Reform und Liberalisie-
rung. Gleichzeitig erwiesen sich die politischen 
Systeme als fragil, und es kam in unterschied-
lichem Maße zur Neuauflage traditionell-populisti-
scher Patronagepolitik. Anfang 2001 hängt das 
Schicksal der angelaufenen Transformations-
prozesse wesentlich von der Entwicklung der 
globalen Konjunktur ab, aber auch eine Stabili-
sierung der Weltmärkte würde allenfalls vorüber-
gehend über die strukturellen Defizite der betroffe-
nen Volkswirtschaften hinweghelfen. 
2. Die Beinahe-Neutralisierung Indonesiens als 
politischer Akteur und die damit einhergehende 
Schwächung der ASEAN hat sowohl in Südostasien 
als auch im weiteren asiatisch-pazifischen Raum zu 
einer Verschiebung des Kräftegleichgewichts ge-
führt. Hauptkennzeichen dieser Dynamik sind 
unterschiedlich ausgeprägte Bemühungen 
Washingtons, Tokyos und Pekings, ihren jeweiligen 
Einfluß gegebenenfalls auch auf Kosten 
existierender kooperativer Strukturen zu stärken. 
3. Die derzeitigen Probleme der ASEAN sind struktu-
rell, nicht konjunkturell bedingt. Weitere Integra-
tionsschritte bedürfen erfolgreicher Demokratisie-
rung in den Mitgliedstaaten. Insofern und ange-
sichts des generellen Globalisierungstempos ist 
auch die Flucht in eine weitere ostasiatische Ge-
meinschaft zum Scheitern verurteilt. 
4. Deutsche und europäische Politik kann sich in Süd-
ostasien nicht mehr auf kommerzielle Diplomatie 
beschränken, wenn sie globale und regionale 
Sicherheit als unteilbar versteht. Demokratisierung 
muß Vorrang vor kurzfristigen Profiterwägungen 
haben. Sofern traditionelle Gleichgewichtspolitik in 
der Region noch eine Rolle spielt, sollte man den 
USA in ihren diesbezüglichen Bemühungen jeden-













In dem Maße, in dem die Ostasienkrise von 1997/98 
makroökonomisch überwunden wurde, schwand in 
den betroffenen Staaten Südostasiens der Enthusias-
mus für weitere mikroökonomische Reform und 
Liberalisierung. Gleichzeitig blieb die öffentliche  
und private Verschuldung mit 50–80% beträchtlich 
(s. Graphik), und Versuche, Banken und Unternehmen 
durch Geldinfusionen aus der Staatskasse zu sanieren, 
führten zu wachsenden Haushaltsdefiziten und neuen 
inflationären Risiken. 1999 flossen nur noch 17% aller 
ausländischen Direktinvestitionen in Ostasien in den 
südlichen Teil der Region (die Volksrepublik China 
verzeichnete 61%). 
 
Wachstum und das Schuldenproblem im ostasiatischen Vergleich 











Hongkong Südkorea China Taiwan Malaysia Singapur Thailand Philippinen Indonesien
 










Hongkong Südkorea China Taiwan Malaysia Singapur Thailand Philippinen Indonesien
 


















Während 1999 noch die Erwartung vorherrschte,
man könne sich aus der Krise exportieren, kamen mi
dem Abflachen der amerikanischen Konjunktur 2000 
wieder Zweifel auf. Gleichzeitig erwiesen sich die poli-
tischen Systeme als zunehmend fragil und es kam in 
unterschiedlichem Maße zur Neuauflage traditionell-
populistischer Patronagepolitik. 2001 hängt das Schick-
sal der angelaufenen Transformationsprozesse wesent-
lich von der Entwicklung auf den Weltmärkten ab, 
doch auch eine Stabilisierung der globalen Konju





rellen Defizite der Volkswirtschaften hinweghelfen. 
Thailand 
Einwohner: 63,7 Millionen 
Ethnische Zusammensetzung: Thai 75%, Chinesen 14%, 
andere 11% 
BSP 1999: 121,0 Mrd. US-Dollar (Weltrang 31),  
Wachstum 1998–1999: +4,9% 
BSP pro Kopf 1999: 1960 US-Dollar (WR 102),  
Wachstum 1998–1999: +4,1% 
Verteidigungsbudget 1999: 2,1 Mrd. US-Dollar 
Truppenstärke (aktiv): 306 000 (Heer 190 000,  
Marine 73 000, Luftwaffe 43 000) 
Staatsoberhaupt: König Rama IX. (seit 1946) 
Regierungschef: Thaksin Shinawatra (seit 2001) 
Die exportgetriebene Erholung der thailändischen 
Volkswirtschaft in den Jahren 1999/2000 dürfte ange-
sichts der weltweit rückläufigen Nachfrage nach 
Produkten der Elektro-Industrie, rückläufiger indu-
strieller Produktion und rückläufiger Binnennach-
frage kaum aufrechtzuhalten sein. Kapitalabflüsse 
hielten auch 2000 an, und der Druck auf die Aktien- 
und Devisenmärkte nahm wieder zu. 
Die Krise von 1997/98 förderte zunächst partizipa-
torische Forderungen der Mittelklassen und Unter-
nehmerschichten in Bangkok spektakulär. Die Regie-
rung von Ex-General Chavalit Yongchaiyudh (1996/97)
mußte nicht nur den Internationalen Währungsfond
(IWF) zu Hilfe rufen; sie machte sich unter dem Druc
der oppositionellen Demokraten auch eine Verfas-
sungsnovelle zu eigen, mit der im Oktober 1997 ein 
weiterer Demokratisierungsschub ausgelöst wurde. Im





Massenprotesten gegen anziehende Treibstoffpreise 
zu an 
Leekpai übernahm die Führung einer neuen Koalition. 
iben des IWF hatte Chavalit einen Plan für 
den Umbau des Finanzsektors vorgelegt, dabei aber 
d roblem keiner Lösung 
n m-
ber 1997 die Schließung der meisten überschuldeten 
B
St ürzungen der Staatsausgaben 
u rten im 
fo  des Baht; Touristen 
u , aber die 
R
der sozialen Lage. Während wichtige Wirtschaftsre-
f
er  den Plan der Regie-
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pe nd Militärs, weil aktive Beamte 
rücktreten. Die Demokratische Partei unter Chu
Auf Betre
as allgemeine Liquiditätsp
ähergebracht. Die neue Koalition verfügte im Nove
anken und eine beschleunigte Privatisierung von 
aatsunternehmen. K
nd der gesamtregionale Aufwärtstrend füh
lgenden Jahr zu einer Erholung
nd ausländische Investoren kehrten zurück
ezession ging weiter und mit ihr die Verschärfung 
ormen im Parlament verschleppt wurden, gab es 
heblichen Widerstand gegen
ung, den Bankensektor durch Finanzhilfen, Fusionen
Probleme konnten erst gegen Ende 1999 ansatzweise 
überwunden werden. Der IWF revidierte seine 
Wachstumsprognose für dieses Jahr von 1 auf 4%, und 
die Regierung verzichtete auf die Auszahlung der 
letzten Tranche des Hilfspakets. 
Gleichzeitig stieg das Haushaltsdefizit infolge der 
staatlichen Geldinfusionen spürbar an. Der Privatisie-
rungselan war auch im demokratischen Lager rück-
läufig, nachdem sich die konservative Opposition im 
Vorwahlkampf mit populistischen Parolen gegen den 
Ausverkauf nationaler Aktiva und für zusätzliche 
Hilfen für die sozial Schwachen positioniert hatte. De
Aufschwung des Jahres 1999 war im wesentlichen ex-
portinduziert, aber der Exportsektor ernährte wenige
als 3% der Beschäftigten, und die meisten anderen 
Sektoren schrumpften in der Folgezeit weiter. Inter-
ventionen der Regierung an den Devisen- und Aktien-
märkten blieben erforderlich. 
In Thailands schillernder Parteienlandschaft kön-
nen allein die Demokraten für sich beanspruchen, seit
den 40er Jahren konsequent für den Institutionenstaat 
eingetreten zu sein. Fast alle anderen Parteien wurden 
ausschließlich zum Zweck der Pfründensicherung 
gegründet, was insbesondere in den armen Nord- und 
Nordostprovinzen mit Stimmenkauf und Patronage
politik einherging. Es war ein zentrales Anliegen der 
Verfassung von 1997, diese Praktiken zu unterbinden. 
Die Reform entfaltete gleichzeitig positive und 
gative Wirkung. Chuans Innenminister mußte im 
ril 2000 angesichts von Korruptionsvorwürfen 
rücktreten, ein Drittel der im Vormonat gewählten 
natoren wurde wegen Stimmenkauf disqualifizier
eichzeitig kam das Gros der neuen Oberhausmitglie-










und Mitarbeiter der neuen unabhängigen Kontroll-
gremien laut Verfassung nicht kandidieren durften. 
Im Laufe des Jahres 2000 gab es Anzeichen dafür, daß 
einige der disqualifizierten Senatoren versuchten, die 














andate wegen Wahlbetrugs, dar-
un  
500 
r Oberkommandierende der Streitkräfte, die Politik 
sei »ein totales Durcheinander« und es sei »schwer vor-
hersehbar, wann eine neue Regierung gebildet werden
kann ... jede Verzögerung (z.B. durch Wiederholu
des Wahlvorgangs, die Autoren) wird das Land in 
wirtschaftliche Turbulenzen stürzen.«2  
Ein erstes Signal für den generellen Rechtstrend 
war im Juli 2000 die Wahl des Konservativen Samak 
Sundaravej zum Gouverneur von Bangkok. Das zweit-
beste Ergebnis erzielte eine Kandidatin der ebenfalls 
konservativen Thai-Rak-Thai (»Thais lieben Thais«, 
TRT)-Partei des Telekommunikationsmagnaten Thak
 Shinawatra, der die Demokraten im Januar 200
bei den Wahlen zum Unterhaus mit »absoluter Mehr-
heit besiegte. Zwar wurde gegen Thaksin wegen Ver-
schleierung seiner Vermögensverhältnisse ermittelt
und die Wahlen erschienen vielen Beobachtern als 
äußerst unfair, aber die Bangkoker Börse reagierte m
einem spektakulären Kursanstieg. Thaksin hatte ver-
sprochen, jedem Dorf im Falle seines Wahlsieges eine 
Milliarde Baht (23 000 US-Dollar) zu schenken und 
Bauern die Schulden für drei Jahre zu erlassen. Ein-
kommens- und Unternehmenssteuern sollten ge
die nationalen Aktiva einer neuen Verwaltungsgesell
schaft übergeben werden, worunter viele Kritiker eine
kleine Gruppe von Oligarchen verstanden. Überschul
dete Banken und Unternehmen sollten mit öffent-
lichen Geldern in die Gewinnzone zurückgeführt 
werden. Angesichts einer Staatsverschuldung von 
mehr als 60% des Bruttoinlandprodukts (BIP) bleibt 
offen, wie dieses Programm umgesetzt werden kann
ohne daß eine galoppierende Inflation eintritt. 
Ende Januar 2001 annullierte die Wahlkommissio
62 Abgeordnetenm
ter 32 Sitze der TRT, womit Thaksin seine absolute
Mehrheit wieder verlor. Nach der Bestätigung von 23 
TRT-Kandidaten in Nachwahlen vereinbarte er eine 
Koalition mit der New Aspiration Party des früheren 
Premiers Chavalit und übernahm die Regierungs-
geschäfte. Die neue Koalition verfügt über 284 von 
Sitzen im Unterhaus; zur Abwehr eines Mißtrauens-
votums bedarf es einer Zweidrittelmehrheit. 
 
1  Vgl. Far Eastern Economic Review (FEER), 13.7.2000,  
S. 24–26. 
2  Ebd., 11.1.2001, S. 22/23. 
Malaysia 
Einwohner: 22,1 Millionen 
Ethnische Zusammensetzung: Malaien 64%, Chinesen 
27%, Inder 9% 
BSP 1999: 77,3 Mrd. US-Dollar (WR 41), Wachstum 
1998–1999: +4,3% 
BSP pro Kopf 1999: 3400 US-Dollar (WR 82),  
Wachstum 1998–1999: +1,9% 
Verteidigungsbudget 1999: 1,6 Mrd. US-Dollar 
Truppenstärke: 105 000 (Heer 80 000, Marine 12 500, 
Luftwaffe 12 500) 
Staatsoberhaupt: König Salahuddin Abdul Aziz (seit 
1999, auf 5 Jahre gewählt) 
Regierungschef: D.S. Mahathir bin Mohamad (seit 1981) 
Malaysia war mit der Einführung von Kapitalverkehr
kontrollen im September 1998 gegen den plötzlichen 
Abfluß von Geld und damit einhergehende soziale
Spannungen gefeit, mußte aber dem Binnenmarkt









nach Palmöl und Microchips. Die Regierung reagierte mit 
verstärkten Infrastrukturausgaben und einem Plan zur 
a 2000 Yearbook, Hongkong 2000, S. 160/61 und 
nggit ausgehende inflationäre Risiko unter Kon-
trolle zu halten. Es kam zu einer Belebung der Export-
wirtschaft und somit zu einer makroökonomischen 
Erholung,3 gleichzeitig gingen jedoch sowohl die ein-
heimischen als auch die ausländischen Direktinvesti-
tionen deutlicher zurück als in den Nachbarländern.  
Die Regierung suchte die Konjunktur durch erhöhte 
Staatsausgaben und Geldinfusionen zu stabilisieren 
und profitierte wegen eigener Förderung vom Anzie-
hen des Weltmarktpreises für Erdöl. Dennoch sta-
gnierte die Binnennachfrage, und die Devisenreserven 
schrumpften zwischen April und September 2000 von
34,5 Mrd. auf 30 Mrd. US-Dollar. 
Gleichzeitig gab es nur halbherzige Bemühungen 
um mikroökonomische und keinerlei Bemühung um 
politische Reform. Zwar wurde der Bankensektor 
umstrukturiert und Nicht-Malaien und Ausländer 
dürfen künftig bis zu 100% der Anteile an Firmen 
erwerben, an denen bisher bis zu 70% für Malaien 
reserviert waren. Andererseits wurde die Unterneh-
mensreform verschleppt; insbesondere angeschlagene
 
3  Das BIP-Wachstum betrug zwischen Januar und September 
2000 9,3% (1999: 5,8%; 1998: 7,8%). Die amtliche Arbeitslosen-
rate lag bei 3%, die Inflationsrate bei 2%. 2001 ergaben sich 
neue Probleme angesichts einer rückläufigen Weltnachfrage 
Verkleinerung der Plantagen. 
4  Vgl. Asi









Konzerne mit Beziehungen zur regierenden Nationa-
len Front (Barisan Nasional, BN) und der darin führe
den United Malay National Organisation (UMNO) vo
Premierminister Mahathir Mohamad profitierten vo
staatlichen Geldsegen. 
Malaysia soll nach Mahathirs Vorstellungen ab 202
ein voll entwickelter Industriestaat sein, in dem Ethni-
zität eine untergeordnete Rolle spielt. Mindestens bis 
zu diesem Datum sollen das Machtmonopol der 
UMNO, demokratisch-rechtsstaatliche Defizite und die 
Positivdiskriminierung von Malaien im Rahmen de
New Economic Policy (NEP) mit Verweis auf das fort-
bestehende Risiko ethnischen Konflikts gerechtfertigt
werden. Insbesondere die malaysischen Chinesen (ca. 
30%) fühlen sich durch diese Politik benachteiligt. An
dererseits waren es ebendiese Chinesen, die Mahathir 
im Dezember 1999 eine Wahlniederlage ersparten. 
Der Premierminister hatte im September 1998 
seinen damaligen Stellvertreter und Finanzminister
Anwar Ibrahim entlassen, nachdem dieser sich vor 
dem Hintergrund der regionalen Krise kritisch zu 
Korruption und Vetternwirtschaft geäußert hatte. 
















Bemerkenswerterweise lagen die Standpunkte von 
UMNO und NJP zu Fragen der Globalisierung nicht 
weit auseinander. 
Im Dezember 1999 entschied sich Mahathir ange-
sichts der makroökonomischen Erholung für allgemei-
ne Wahlen. Die BN, seit 1973 in Malaysia (und unter 
anderem Nam
tio rneut eine Zweidrittel-
m or die Hälfte der malaii-





Democratic Action Party (DAP) und der kleinen 
en Malaysian People’s Party (MPP) 44% der 
Stimmen, womit sich die Anzahl der Oppositionssitze 
i 5 (von insgesamt 193) 
e n 
Al ann die Pas die meisten Stimmen. 
S t 
Ke e absolute Mehrheit im benach-
b ha-
th enn der Premierminister 
2 l sich 
M flik-
te her Destabilisierung hinter die 
B
M
einer chinesischen Organisation nach mehr Transpa-
5  Vgl. FEER, 21.9.2001, S. 32–36. 
6  Ebd. 
7  Vgl. FEER, 14.2.2000, S. 16–18. 
ugen und des Hochverrats ohne Gerichtsverfahren
verhaftet und 2000 zu insgesamt fünfzehn Jahren 
Zuchthaus verurteilt. Die anschließende gerichtliche
und politische Schlammschlacht, Vorwürfe der 
Rechtsbeugung und Anzeichen für körperliche Miß
handlung des Gefangenen inspirierten insbesondere 
in der städtisch-malaiischen Mittelschicht Forderun-
gen nach einer umfassenden Reform des Systems. 
Massendemonstrationen bestärkt, gründete Anwars 
Frau eine Bewegung für Soziale Gerechtigkeit, aus der 
später die Nationale Gerechtigkeitspartei (National 
Justice Party, NJP, malaiisch Keadilan) hervorgin
en seit 1957 in der Malaiischen Födera-
n) an der Macht, gewann e
ehrheit, aber UMNO verl
hen Wählerschaft an die Opposition. Die
ter der nominalen Führung von Anwar und unter
teiligung der (städtisch-malaiischen) NJP, der (länd-
h-malaiischen) Islamischen Partei Malaysias (Parti 
am se-Malaysia, Pas), der (vornehmlich chinesisch
sozialistisch
m Parlament von 23 auf 4
rhöhte. Innerhalb dieser Alternativen Front (Barisa
ternatif, BA) gew
ie kontrollierte bereits den nördlichen Bundesstaa
lantan, gewann ein
arten Terengganu und ein Drittel aller Sitze in Ma
irs Heimatstaat Kedah. W
000 an der Macht blieb, dann vor allem, wei
alaysias Chinesen aus Furcht vor ethnischen Kon
n und wirtschaftlic
N stellten. Ausgerechnet diese Wähler brüskierte 
ahathir neun Monate später, indem er Forderungen 
renz und Liberalität und Rücknahme bestimmter 
Privilegien der Malaien mit extremistischen Bestre-
bungen gleichsetzte.5 Gleichzeitig wurden die Oppo-
sitionswähler abgestraft. So soll die neue Pas-
Regierung von Terengganu künftig keine Anteile 
mehr aus den Erlösen der dortigen Ölproduktion 
erhalten.6
Gleich nach den Wahlen wurden mehrere promi-
nente Oppositionsführer, Journalisten und Aktivisten 
wegen Landes- bzw. Geheimnisverrats verhaftet. 
Mahathir hatte die Herausforderung bestanden, aber 
seine Position erschien schwächer als je zuvor in 
achtzehn Amtsjahren, und es blieb offen, ob ihm sein 
neuer Stellvertreter Abdullah Ahmad Badawi eines 
Tages nachfolgen würde. (Es wird nicht damit gerech-
net, daß der Premierminister bei den Wahlen 2004 
erneut antritt.) 
Bei Nachwahlen zum Parlament des Bundesstaates 
Kedah im November 2000 besiegte der NJP-Kandidat 
den BN-Kandidaten, womit die regierende Koalition 
dort ihre langjährige Zweidrittelmehrheit verlor. Zwar 
waren die Stimmbürger im Vorfeld wie üblich mit 
Ausgaben für Infrastrukturprojekte umworben 
worden, aber mittlerweile konnte Mahathir nicht 
mehr auf die chinesischen Wähler zählen. Erstmals 
seit 1987 wurde der Premier wieder aus den eigenen 
Reihen kritisiert und indirekt zum Rücktritt aufgefor-
dert.7 Während UMNO berät, wie man die traditionel-
le malaiische Anhängerschaft zurückgewinnen kann, 
baut die Pas insbesondere in Terengganu ihre Klientel 
aus, indem sie zunehmend die (vornehmlich ökono-










Mahathirs Einladung an die Führer von NJP und Pas, 
Gespräche über die politische Zukunft der Malaien
aufzunehmen, dürfte zu spät gekommen sein.
 
 














rden sollte. Erst angesichts des 
8Am
Rande des politischen Spektrums 
mal mehr extreme islamische Kräfte bemerkbar
gemacht. Im Juli entwendeten Angehörige der Sekte 
Al Ma’unah aus zwei Arsenalen in Perak Waffen und 
erschossen dabei drei Polizisten. Im Dezember wurden 
sechs Sektenmitglieder wegen der »Vorbereitung ein
Krieges gegen den malaysischen König« (sic) zu je 
Jahren Zuchthaus verurteilt. Mahathir erklärte, Al 
Ma’unah beabsichtige, seine Regierung zu stürzen
einen islamischen Staat zu gründen.9 Die Sekte soll
über Beziehungen zu Waffenschmugglern in der indo-
nesischen Unruheprovinz Aceh und zu islamischen 
Extremisten in West-Java verfügen.10 Im März 2001 
kam es in den Vorstädten von Kuala Lumpur zu blu-
tigen Zusammenstößen zwischen Malaien und Indern
nachdem eine indische Beerdigungsprozession mit
einer malaiischen Hochzeitsgesellschaft zusammen-
gestoßen war. Mindestens sechs Personen kamen ums
Leben. Im April 2001 wurden neun NJP-Anhänger 
unter dem Vorwurf verhaftet, gewaltsame Proteste 
geplant zu haben.11
Zusammengenommen deuten einige Aspekte der 
jüngeren Entwicklungen in Malaysia auf eine mittel-
fristig möglicherweise radikal veränderte politische 
Landschaft hin. Im Jahr 2004 wird es 1,5 Millionen 
Neuwähler geben, davon 60% junge Malaien ohne 
traditionelle Bindungen an die UMNO. In dem Ma
in dem sich BN und BA einander programmatisch an-
nähern, dürfte auf beiden Seiten die Versuchung 
zunehmen, die religiöse Karte auszuspielen.12 Es wird
wesentlich von der künftigen Wirtschaftsentwicklun
abhängen, ob und wieweit sich Malaysia unter solchen 
Umständen indonesischen Szenarien annähert. 
Singapur 
Einwohner: 3,2 Millionen 
8  Die NJP hat die Einladung bereits abgelehnt. 
9  Vgl. FEER, 21.12.2000, S. 13. 
10  Ebd., 1.2.2001, S. 24–28. 
11  Vgl. Süddeutsche Zeitung, 25.4.2001, S. 10. 
12  So brachte die UMNO im September 2000 einen Gesetz-
entwurf ein, mit dem der Übertritt von Moslems zu anderen
Religionen verhindert we
Protestes von Frauenorganisationen und einer engagierten 
öffentlichen Debatte wurde der Entwurf wieder zurückge-
nommen. 
Ethnische Zusammensetzung: Chinesen 76%, Malaien 
15%, Inder 6% 
BSP 1999: 95,4 Mrd. US-Dollar (WR 36), Wachstum 
1998–1999: +5,6% 
BSP pro Kopf 1999: 29.610 US-Dollar (WR 9), Wachs-
tum 1998–1999: +3,6% 
Verteidigungsbudget 1999: 4,2 Mrd. US-Dollar 
Truppenstärke: 73 000 (Heer 50 000, Marine 9 500, 
Luftwaffe 13 500) 
Staatsoberhaupt: Sellapan Ramanathan (seit 1999) 
Regierungschef: Goh Chok Tong (seit 1990)  
Singapur hat d
reserven, einer E
ie Ostasienkrise dank hoher Devisen-
xportwirtschaft auf hohem technolo-
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nigt, und erstmals erfuhren auch kleine und mittlere 
er Korruption besser überstanden als die meisten 
achbarn. Das Wirtschaftswachstum belief sich 2000
eder auf ca. 10% (1999: 5,6%), und die Arbeitslosig-
it ging von 4,3% im Dezember 1998 a
eptember 2000 zurück. 
Rückläufiges Wach
er rückläufige regionale Nachfrage werden indes
lektronikindustrie dämpfen. Für 2001 wird n
in Wachstum von 5–7% erwartet. Baubranche, Grund-
ennachfrage hat sich noch nicht erholt. 
st in extremem Maß auf ein 
wiesen. Im industriellen Sektor kontrollieren Unter-
nehmen mit ausländischer Mehrheitsbeteiligung 
mehr als die Hälfte aller Aktiva. Zahlreiche auslän
sche Firmen nutzen den Stadtstaat als regionalen 
Brückenkopf. Mehr als 30% aller Industriearbeiter 
kommen aus Nachbarländern. Und während intensive 
Handelsbeziehungen mit Nordamerika und Europ
den Schock von 1997/98 abzumildern halfen, bewirkte 
die Aufwertung des Singapur-Dollars gegenüber 
anderen regionalen Währungen einen Rückgang de
industriellen Produktion und Beschäftigung. Die 
Regierung verfügte daraufhin eine Reduzierung der 
Unternehmenskosten, die vornehmlich zu Lasten der 
Arbeitnehmer ging. Bemühungen um den Ausbau 









Unternehmen staatliche Aufmerksamkeit.13 Die Libe-
ralisierung im Banken- und Telekommunikations-










lich durch die Besteuerung breiter Bevölkerungs-
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her Arbeiter wurde erleichtert. 
Diese Strategie bringt für die seit 1959 ununter-
brochen regierende People’s Action Party (PAP) mitt
fristig Probleme mit sich: Zum einen kann Wachstum
künftig nicht mehr ausschließlich auf Kapitalakkum
lation oder billige Arbeit setzen. Voraussetzung ist
eine anhaltende Steigerung jener Totalen Faktor-
Produktivität (TFP, das heißt der ökonomisch-techno-
logischen Kreativität), die etwa für den Erfolg der 
Volkswirtschaft Taiwans in den 90er Jahren verant-
wortlich war. TFP ist nicht von oben planbar, sonde
auf Liberalisierung und Dezentralisierung angewie-
sen, Entwicklungen, die die Herrschaftselite bisher 
vermeiden wollte. Diesem Prozeß ist ein System wenig 
träglich, in dem die Regierung den politischen Dis-
kurs kontrolliert und die Binnenwirtschaft durch 
Grundstücks- und Rentenpolitik sowie Anteilsmehr-
heiten an wichtigen Unternehmen dominiert. So hat 
beschleunigte Globalisierung zu einer Neuauflage 
jenes Brain-drain geführt, in dessen Rahmen schon in 
den 80er Jahren zehntausende Vertreter mittlerer Ei
kommensgruppen das Land verließen. Zum anderen 
hat sich das traditionelle Einkommensgefälle vor dem 
Hintergrund der Krise und der erwähnten Gegenmaß
nahmen weiter verschärft.14 Das singapurische Ent-
wicklungsmodell kann künftig nicht mehr vornehm-
Doch ist zum einen fraglich, ob das PAP-Regime aus 
den Entwicklungen in Indonesien, Malaysia etc. die 
richtigen Schlußfolgerungen zieht und den Zusam
menhang zwischen ökonomischer und politischer 
Transformation erkennt. Zum anderen kann man aber
davon ausgehen, daß es für den Stadtstaat kaum A
nativen zu Pax Americana und einer liberalen Welt-
wirtschaftsordnung gibt und sich der Transforma-
tionsdruck künftig eher noch erhöht. 
Bis 2002 müssen in Singapur allgemeine Wahlen 
stattfinden. Premierminister Goh Chok Tong hat an
kündigt, die Macht 2007 an seinen Stellvertreter Lee 
Hsien Loong abzugeben, den Sohn seines langjährige
Vorgängers Lee Kuan Yew.
hichten finanziert werden.15 Grundsätzlich kann es 
ion als auch zu kon-
ktträchtigen Anpassungsprozessen kommen, aber 
rzeit ist es gerade die Verwundbarkeit der chinesi-
hen Insel im malaiisch-islamischen Archipel, aus de
e Regierung ihre anhaltende Legitimierung bezieht. 
13  Vgl. Lee Lai-To, Singapore’s Globalisation Strategy, in: Eas
Asia, 18 (Sommer 2000) 2, S. 36–49 (46). 
14  Laut amtlichen Angaben ging das monatliche Einkom-
men der ärmsten 10% aller Haushalte zwischen 1998 und 
1999 von 256 auf 133 Singapur-Dollar zurück. Gleichzeitig
verdienten die reichsten 20% aller Haushalte 18mal soviel 
wie die ärmsten 20% (1998: 15mal soviel); vgl. FEER, 3.8.2000, 
S. 24. Der Anteil 
3000 Singapur-Dollar (1715 US-Dollar) verdiente, wuchs vo
40% (1998) auf 42% (1999). Im gleichen Zeitraum fielen die 
niedrigsten Löhne um bis zu 34%, während Spitzengehälte
in Politik, Verwaltung und Wirtschaft weiter anzogen; vgl.
FEER, 12.10.2000, S. 26f. 
15  Vgl. W. G. Huff, Turning the Corner in Singapore’s Devel-
opmental State?, in: Asian Surv
S. 214–242 (229). 
16  
donesien 
Einwohner: 203,5 Millionen. 
Ethnische Zusammensetzung: Javanesen 45%, Sundane-
sen 14%, Maduresen 8%, Malaien 8%, Chinesen 3%, 
andere (insgesamt ca. 360 Ethnien) 
BSP 1999: 119,5 Mrd. US-Dollar (WR 32), Wachstum 
1998–1999: +1,9% 
BSP pro Kopf 1999: 580 US-Dollar (WR 150), Wachs-
tum 1998–1999: +0,3% 
Verteidigungsbudget 1999: 1,49 Mrd. US-Dollar 
Truppenstärke: 298 000 (Heer 230 000, Marine 47 000, 
Luftwaffe 21 000) 
Präsident: Abdurrahman Wahid (seit 1999) 
– alle Da n inklusive Osttimor – te
Der Zwang zum zeitgleichen Umbau von Staat, Wirt-
schaft und Rechtssystem macht Indonesien auch 2001 
zu einem der instabilsten Staaten in Südostasien. 
Schuld ist nicht zuletzt Präsident Abdurrahman Wahid 
selbst, dessen generelle Unberechenbarkeit mittler-
weile nur noch von wenigen Beobachtern auf eine aus-
geklügelte politische Überlebensstrategie zurück-
geführt wird (Wahids Partei des nationalen Erwachens 
errang bei den Parlamentswahlen vom Juni 1999 nur 
13 d über anhaltende 
M
de en Einheit aus säkularen Nationalisten, 
gemäßigten und radikalen 
Ve
einen schleichenden Tod gestorben.  Im November 
 
e Australian, zitiert in: Asia-Pacific Media Brief 
n 
% der Stimmen). Hierüber un
achtkämpfe hinter den Kulissen war die Regierung 
r National
Moslems, Reformern und 
rtretern des Suharto-Regimes vom Oktober 1999 
17
16  Vgl. Th
(online), 25.1.2001. 









2000 beantragten 151 Abgeordnete des Unterhauses, 
Wahid diverser Verstöße gegen die Verfassung für 
schuldig zu befinden. 
Ende Januar 2001 beschuldigte ein parlamenta-
rischer Untersuchungsausschuß den Präsidenten, 





















2001 kündigte die sogenannte »Achse« aus kleineren isla-
misch orientierten Parteien Wahid die Gefolgschaft auf. Sie 
ntscheidende 
en in 




















Agency (IBRA) vorzulegen.27 Die im Dezember 2000 fäl-
lige Auszahlung von 400 Millionen US-Dollar aus dem 
 
a Brief (online), 
itiert in: Asia-Pacific Media 
g, zitiert nach FEER, 12.4.2001,  
tiva verkauft. 
llar vom Sultan von Brunei angenommen und bei 
der Veruntreuung von 3,7 Millionen des staatlichen 
Lebensmittelkonzerns Bulog durch seinen persön-
lichen Masseur mitgewirkt zu haben. Das Plenum 
Unterhauses befand mit großer Mehrheit, daß Wahid 
im erstgenannten Skandal die Unwahrheit gesagt 
habe und in den letztgenannten Skandal vermutlich 
verwickelt sei. Die Angelegenheit wurde an die Ge-
richte übergeben. Der Präsident bestritt die Vorwürfe
und erklärte, das Geld aus Brunei sei für humanitär
Hilfen in der Unruheprovinz Aceh genutzt worden.18  
Zehntausend v
nten zogen daraufhin vor die Volksvertretung und 
verlangten Wahids Rücktritt, eine Forderung, die de
Justizminister aufgriff.19 Der Präsident prüfte die Mö
lichkeit, das Parlament durch Verhängung des Kriegs-
rechts aufzulösen, ein Schritt, an dem er anscheinend 
durch die militärische Führung gehindert wurde.20 
Verteidigungsminister Mohammed Mahfud stellte für 
den Fall eskalierender Straßengewalt ein »unabhäng
ges Handeln« der Streitkräfte in Aussicht,21 und de
Oberkommandierende des Heeres erklärte, die Armee
sei dem Staat verpflichtet, nicht aber dem Präsidenten 
 
Koalitionsparteien (Demokratische Partei Indonesiens fü
Kampf und Golkar) aus seinem Kabinett entlassen. Unter pa
lamentarischem Druck erklärte er sich im August 2000 bereit
seine Befugnisse mit Vizepräsidentin Megawati Sukarnoputr
und zwei leitenden Ministern zu teilen und Megawati die Ver-
antwortung für die Tagespolitik zu überlassen. Tatsächlich 
regierte er weiter mit und verließ sich dabei zunehmend au
den im Oktober ernannten neuen Minister für Politik und
Sicherheit, Ex-General Bambang Yudhoyono. Wirtschaftsmi
nister Kwik Kian Gie, das einzige weitere Kabinettsmitglied 
aus Megawatis Demokratischer Partei für den Kampf, wurd
durch den »ökonomischen Nationalisten« Rizal Ramli ersetzt.
Golkar war an der Regierung nicht mehr beteiligt. Anfang 
als Individuum.
hatte bei Wahids Wahl im Oktober 1999 eine e
Rolle gespielt. 
18  Vgl. International Herald Tribune (online), 31.1.2001. 
19  Im März kam es erneut zu Studentendemonstration
Jakarta, woraufhin 
verlor. Ein Aufruf der Demonstranten zum Generalstreik 
blieb allerdings nahezu folgenlos. 
20  Vgl. The Straits Times (Singapur), zitiert in: Asia-Pacific 
Media Brief (online), 5.2.2001. 
21  Vgl. International Herald Tribune (o
22 Fünfzigtausend Wahid-Anhänge
aus der 35-Millionen-starken Moslem-Organisation 
Nahdlatul Ulama organisierten im östlichen Java 
gewalttätige Gegendemonstrationen. Für den Fall 
eines Amtenthebungsverfahrens drohte der Präsiden
mit noch größeren Massenkundgebungen.23 Das 
Militär sucht mittlerweile nach einer Rechtsgrundlage 
r die Übernahme polizeilicher Aufgaben.24 Wahi
blieb vorerst an der Macht, weil sich weder Megawatis
Demokratische Partei für den Kampf, noch die frühe
Regierungspartei Golkar, noch das Militär für eine 
sofortige Amtsenthebung entscheiden mochten. Sie 
lehnten es aber auch ab, ihn zu unterstützen.25 Mit 
der am 30. April 2001 formulierten zweiten parlamen
tarischen Rüge rückte ein Amtsenthebungsverfahren 
in den Bereich des Möglichen. 
Schon zuvor hatte Wahid das Vertrauen in
 Führungsfähigkeit und damit die indonesische 
Wirtschaft beschädigt, indem er den Gouverneur de
Zentralbank wegen unbewiesener Korruptionsvorwür
fe unter Hausarrest stellen ließ. Im letzten Quartal
2000 büßte die Rupiah einmal mehr 15% ihres Wertes 
ein und überschritt die kritische Marke von 9000 Rp/ 
1 US-Dollar; die Aktienkurse gingen im Vorjahresver-
gleich um 36% zurück. Ausländische Investoren 
hielten sich weiter bedeckt, die durch den vorteilhaf
ten Wechselkurs und anziehende Ölpreise begünstig
Zunahme der Exporte war auf Dauer kein tragfäh
Ersatz für ihr Ausbleiben. Auch 2000 kam es zu Kapi-
talflucht; etwa 9 Milliarden US-Dollar Privatkapital 
sollen das Land verlassen haben.26 Der IWF
e Regierung ultimativ auf, Risiken im Zusammen-
hang mit der anstehenden finanziellen Dezentralisie
rung einzudämmen (s. Fn. 39), Einnahmen aus dem 
Erdölgeschäft nicht für populistische Maßnahmen zu 
nutzen, sondern für den Abbau der Staatsverschul-
dung und endlich einen Zeitplan für den Verkauf vo
Banken durch die Indonesian Bank Restructuring 
22  Vgl. FEER, 1.2.2001, S. 24–28. 
23  Vgl. BBC News, zitiert in: Asia-Pacific Medi
19.4.2001. 
24  Vgl. Stratfor.com, Global Intelligence Update (online), 
16.3.2001. 
25  Vgl. Associated Press Online, z
Brief (online), 26.4.2001. 
26  Weltbankschätzun
S. 23–26. 
27  Vgl. FEER, 7.12.2000, S. 76/77. Bis September 2000 hatte 









Hilfspaket des Fonds wurde ausgesetzt. Das bedeutete 
einen weiteren Glaubwürdigkeitsverlust für den Präsi-
denten und sein neues Wirtschaftsteam. Auch wenn
das 2000 erzielte BIP-Wachstum von 4,8% (1999: 0,3%) 
andauern sollte, bleibt es weit hint
 





















nd pensionierten Soldaten, islamischen Extremisten 
sultationen 
der indonesischen Armee vor 
nline), 26.2.2001. 
enz. Im März 
stellte Exxon Mobil seine Öl- und Gasbohrungen in 
Aceh ein. Anfang Mai einigten sich Jakarta und die Re-
doch auf eine neue Verhandlungsrunde.33
Im Dezember 2000 kam es auch in Papua (dem 
f m Anschluß an eine Demonstra-
t  zu Zu-
sa itskräften, bei denen 
m onstranten starben und Hun-
d e Papua-Neugui-
n  der gemäßigte Vor-
sitzende des Präsidialrats von Papua, Theys Hio Eluay, 
o-
33  Vgl. Times of India, zitiert ebd., 2.5.2001. 




Die allgemeine Hilflosigkeit des Staates wurde im
November 2000 eindrucksvoll demonstriert, als sich
der Suharto-Sohn Hutomo Mandala Putra, genannt 
Tommy, einer Gefängnisstrafe wegen Korruption 
durch Flucht entzog (Suharto selbst blieb vorer
einem Korruptionsprozeß verschont, seit ihn ein 
Gericht im September 2000 für verhandlungsunfähig 
erklärt hat; Wahid hat angekündigt, ihn im Falle eine
Verurteilung zu begnadigen). Einige Beobachter ver-
muten hinter den jüngsten Korruptionsvorwürfen 
gegen den Präsidenten den anhaltenden Einfluß de
Suharto-Clans.28
Derselbe Einfluß wurde schon in den Jahren zuvor 
für den Ausbruch ethnisch-religiöser Gewalt in O
timor, auf den Molukken und anderswo veran
lich gemacht, und die Sicherheitskräfte beschuldigten 
Suharto-Anhänger der landesweiten Bombenanschläge 
auf christliche Kirchen zu Weihnachten 2000.29 Da
Risiko eines Zerfalls der indonesischen Republik blieb 
unverändert hoc
ti und die Streitkräfte anscheinend zu einer ge-
meinsamen Konsolidierung der eigenen Position zu
nutzen versuchten. In Aceh konnte der im Juni 200
vereinbarte dreimonatige Waffenstillstand zwar bis 
Jahresende und dann nochmals um einen Monat 
verlängert werden,30 aber auch während dieser Zeit 
forderte die Konfrontation zwischen den Sicherheits-
kräften und der Bewegung Freies Aceh (Gerakan Aceh
Merdeka, GAM) mehrere hundert Opfer. Im Dezember 
2000 versuchte Jakarta erfolglos, die Lage durch die 
Verhandlungen mehr mit Separatisten bzw. über 
Unabhängigkeit geben.
nen Monat zuvor hatten erneut Hunderttausende 
ehnesen für ein Unabhängigkeits-Referendum de-
onstriert. Im Februar 2001 erklärte Verteidigungs-
inister Mohamad Mahfud, es werde künftig keine 
28  Vgl. Süddeutsche Zeitung, 12.2.2001, S. 3. 
29  Die Anstifter sollen sich eines lockeren Netzwerks aus 
aktiven u
und kriminellen Elementen bedient haben; vgl. FEER, 
1.2.2001, S. 24–28. 
30  Seither gilt kein formeller Waffenstillstand mehr, aber 
beide Seiten einigten sich auf regelmäßige Kon
zwischen den Kommandeuren 
Ort und der Guerilla; vgl. The Jakarta Post, zitiert in: Asia-
Pacific Media Brief (o
31 Wenig später kündigte er 
»begrenzte Sicherheitsoperationen« gegen die Rebel-
len an32 und verstärkte die Militärpräs
bellen dann 
rüheren Irian Jaya) i
ion der dortigen Unabhängigkeitsbewegung
mmenstößen mit den Sicherhe
indestens neun Dem
erte über die Grenze ins benachbart
ea flüchteten. Kurz zuvor waren
und sein Generalsekretär gegen Wahids ausdrückliche 
Weisung von der Polizei verhaftet worden.  
Der im Februar 2000 gegründete Präsidialrat ver-
tritt 245 Stammesgruppen, die im Juni zum ersten 
Papua-Nationalkongreß zusammentraten, Präsident 
Wahid zur Anerkennung der 1961 proklamierten 
Unabhängigkeit aufforderten und die Vereinten Nati
nen um Vermittlung baten.34 Die seit 1996 wieder spo-
radisch aufflammende Gewalt fachen in letzter Zeit 
nicht zuletzt vom Militär gegründete pro-indonesische 
Milizen an.35 Separatistische Hardliner wollen sich 
mittlerweile nicht mehr mit Autonomie-Angeboten 
abspeisen lassen und drohen mit einem Guerilla-
krieg.36 Unterdessen verhandelt Indonesien mit Papua-
Neuguinea über die Schließung der dortigen Stütz-
punkte der Unabhängigkeitsbewegung.37  
Neben den bisher halbherzig erscheinenden Bemü-
hungen, die zivile Kontrolle über das Militär zu kon-
solidieren,38 will die Regierung der separatistischen 
Herausforderung mit Dezentralisierungsmaßnahmen 
begegnen. So liegt die Verantwortung für Haushalt 
und Administration seit dem 1. Januar 2001 grund-
sätzlich bei Indonesiens 29 Provinzen und 300 Distrik-
 
31  Vgl. The Sydney Morning Herald, zitiert in: Asia-Pacific 
Media Brief (online), 21.2.2001. 
32  Vgl. The Jakarta Post, zitiert ebd., 13.3.2001. 
34  Vgl. FEER, 28.12.00/4.1.2001, S. 14. 
35  Vgl. Stratfor.com, Global Intelligence Update (online), 
1.12.2000. 
36  Vgl. FEER, 14.12.2000, S. 14. 
37  The Jakarta Post, z
(online), 15.2.2001. 
38  Im Zentrum dieser Bestrebungen steht die Auflösung der 
sogenannten Territorialkommandos, einer Parallelst









ten.39 Die Zentralregierung bleibt zuständig für Justiz, 
Verteidigung, Auswärtige Angelegenheiten und Geld-
politik. Ausländische Investoren haben sich bereits 























Selbst in dem unwahrscheinlichen Fall, daß De-
zentralisierung sezessionistische Tendenzen erfolg-
reich eindämmen sollte, wird sie an dem la
siko ethnisch-religiöser Gewalt nichts ändern bzw
es durch Diskriminierung interner Flüchtlinge noc
verschärfen.41 1999/2000 kamen allein in den 
Molukken mehr als 3000 Menschen ums Leben, und
Präsident Wahid erwog vorübergehend, die interna
onale Gemeinschaft um materielle Hilfe zur Bekämp-
fung der Krise zu bitten.42 Es gibt Anzeichen dafür, 
daß Militärs an der Entfachung der Gewalt in den 
Molukken beteiligt waren; in jedem Fall nutzt die 
militärische Führung di
chtfertigung einer anhaltend wichtigen politischen 
Rolle. Im Februar 2001 konnte die Regierung in 
Kalimantan nur mit Mühe die Ausrufung des 
Ausnahmezustandes vermeiden. Derzeit sind mehr al
die Hälfte von Armee und Polizei in Unruheprovinzen
eingesetzt.43 Eine Präsidentin Megawati ließe den 
Streitkräften in den betroffenen Gebieten voraussicht-
lich freie Hand. 
Dennoch dürfte Indonesien 2001 nicht zur Militär-
diktatur werden; denn die Streitkräfte sind in sich 
gespalten, und der Preis einer offenen Machtüber-
nahme wirkt abschreckend. Wichtige Fraktionen im 
Militär könnten allerdings versuchen, von der weite-
ren Schwächung des Präsidenten und der andauern-
den Fragmentierungsgefahr zu profitieren, indem sie 
hinter den Kulissen neue politische Konstellationen 
fördern. Die zivile Kontrolle über die Armee bleibt de
Schlüssel für den Erfolg des angelaufenen Demokrati-
 
39  Kritik an diesem Schritt kam insbesondere aus den Rei
des IWF der befürchtete, daß sich Jakarta in einer kritisch
Phase seiner Umstrukturierungsbemühungen selbst der Kon-
trolle und der finanziellen Möglichkeiten benehmen könnte
Die Regierung sucht daher die Ausgaben der lokalen Ein
ten zu begrenzen und zögert, Beamte unter lokale Aufsicht 
zu unterstellen. Die Zuständigkeit für den Bergbau soll erst in
sierungsprozesses. Demgegenüber sind andere Span-
nungen, etwa zwischen moslemischen und säkula
Politikern sowie mehr oder minder radikalen Forma-
tionen, in den Hintergrund getreten. 
Osttimor 
Einwohner: 800 000 
40  Ebd. 
41  Neben den zehntausenden (vornehmlich
stämmigen) Bürgern, die das Land seit 1998 verlassen haben
gibt es mittlerweile über eine Million interner Emigranten, 
davon mehr als ein Drittel aus den Molukken. 
42  Vgl. FEER, 27.7.2000, S. 14. 
43  Vgl. The Jakarta Post, zitiert in: Asia-Pacific Media Brief 
(online), 27.2.2001. 
Ethnische Zusammensetzung: 78% Timoresen,  
20% Indonesier, 2% Chinesen 
BSP: keine Angaben 
Verteidigungsbudget: keine Angaben 
Truppenstärke: 1500 (im Aufbau) 
Ein unabhängiges Osttimor ist grundsätzlich über-
lebensfähig. Der neue Staat könnte sich mit Reis und
Mais selbst versorgen, den Fremdenverkehr entwi-






entschieden sich 78% der Befragten gegen das Auto-
gebot und damit für die Unabhängigkeit von 
Nach Bekanntgabe des Ergebnisses begannen pro-
indonesische Milizen mit Unterstützung der Sicher-
h en 
Ve  kamen und 
c rließen. Am 15. Septem-
b srat mit Zustim-
 
fteilung 
genannten »Timor Gap« mit Australien 
und Indonesien erforderlich. Offizielle Verhandlungen sollen 
nach Erlangung der vollen Unabhängigkeit von Osttimor auf-
S-Dollar. Die wichtigsten 
.2.2001, S. 10. 
44 Bis es soweit 
ist, muß die zu zwei Dritteln zerstörte Infrastruktur 
wieder aufgebaut und die Sicherheitslage an der 
Grenze zum indonesischen Westtimor stabilisiert 
werden.  
Osttimor bleibt auf absehbare Zeit auf internatio-
nale Geber angewiesen.45 Verbreitete Unterbeschäfti-
gung und daraus resultierende Frustration haben zu 
einer deutlichen Zunahme von Kriminalität und 
Gewalt geführt, die sich gelegentlich auch gegen die
Vertreter der Vereinten Nationen richtet.46
Indonesien und Portugal beauftragten den General
sekretär der Vereinten Nationen am 5. Mai 1999 mi
der Durchführung eines Referendums über weitrei-
chende Autonomie für Osttimor. Am 30. August 199
nomie-An
Indonesien. 
eitskräfte eine Einschüchterungskampagne, in der
rlauf Hunderte Osttimoresen ums Leben
a. 250 000 das Territorium ve
er beauftragte der Weltsicherheit
44  Zur Erschließung von Öl und Gas ist eine Neuau
der Reserven im so
genommen werden. 
45  Bis Juni 2000 erhielt Osttimor humanitäre Hilfen in einem 
Gesamtwert von mehr als 135 Mio. U
Geberländer waren Japan, Australien und Portugal. 





















Zwischenfällen an der Grenze, und im September 
2000 wurden drei Mitarbeiter der Vereinten Nationen 
n Milizionären ermordet.  
Osttimor baut derzeit mit portugiesischer Hilfe 




de ien, Neuseeland, Malaysia und 
d  
Februar 2001 verlängerte der Weltsicherheitsrat das 
M  um ein 
w
e Osttimors größtes Problem im 
F
Ge ionell tribalistisch organisiert, 
etwa 30 Familien teilen sich die politische und öko-
 
ung Indonesiens eine multinationale Eingreiftrup
ternational
Führung Australiens mit der Wiederherstellung von 
Ruhe und Ordnung. Fünf Tage später landeten die 
ersten australischen Truppen auf Timor und zwangen 
die Milizen zum Rückzug in den Westteil der Insel. 
Am 19. Oktober 1999 entließ das Oberhaus in Jakarta 
Osttimor aus der Indonesischen Republik. 
Eine Woche später schuf der Weltsicherheitsrat 
eine Übergangsverwaltung (United Nations Transi-
tional Administration in East Timor, UNTAET), die das 
Territorium während einer – ursprünglich auf drei 
Jahre angesetzten – Übergangszeit bis zur vollstän-
digen Unabhängigkeit verwalten soll. Im Februar 2000 
übernahm die UNTAET auch die bis dahin von der 
INTERFET wahrgenommenen militärischen Kompeten-
zen. Sie umfaßt seither 2700 Zivilisten, 1400 Polizisten 
und ca. 8000 Soldaten. 
Die UNTAET arbeitet seitdem eng mit dem im Apri
1998 gegründeten Nationalkomitee für Timoresischen 
Widerstand (Comité Nacional da Resistencia Timoren
CNRT) unter Führung von José Alexandre (»Xanana«) 
Gusmao zusammen, dem neben der Revolutionären 
Front für ein Unabhängiges Osttimor (Frente Revolu-
cionario de Timor-Leste Independente, Fretilin) noch 
die sozialdemokratische Demokratische Union von 
Timor (Uniao Democratica Timorese, UDT) und meh-
rere kleinere Gruppen angehören. Aus den Reihen des 
Nationalkomitees konstituierten sich Ende 1999 eine 
provisorische Regierung und ein provisorisches Parla-
ment. Gusmao kann damit rechnen, noch 2001 zum 
Präsidenten eines unabhängigen Osttimor gewählt zu 
werden.47 Von einer Regierung Gusmao wäre eine pro-
westliche Politik zu erwarten, verbunden mit Bemü-
hungen um regionale Integration. »Außenminister« 
José Ramos-Horta hat darüber hinaus die Schaffung 
einer »ostasiatischen OSZE« vorgeschlagen, um künftig 
gewaltsame Konflikte nach Osttimor-Muster zu ver-
hindern.48 Die Beziehungen zu Jakarta haben sich 
spürbar verbessert, seit Ramos-Horta die USA Anfang 
2001 ergebnislos aufforderte, ein gegen Indonesien 
verhängtes Waffenembargo wieder aufzuheben.49
Während sich die militärische Sicherheitslage in 
 
47  Das provisorische Parlament empfahl im Februar 200
Abhaltung allgemeiner Wahlen im August. 
48  Vgl. die amtliche indonesische Nachrichtenagentur B
nama, zitiert in: Asia-Pacific Media Brief (online), 30.1.2001. 
49  Die USA machen die Wiederaufnahme ihrer Militärhilfe 
Osttimor seit Oktober 1999 stabilisiert hat, verschärft
sich die desolate wirtschaftliche und soziale Lage 
durch den Exodus indonesischer Technokraten, Ärzte 
und Lehrer und die wenig später erfolgte Rückkehr
von ca. 150 000 Flüchtlingen aus Westtimor. Dort 
erwiesen sich die indonesischen Sicherheitskräfte als 
nicht willig bzw. unfähig, die Milizen zu entwaffnen, 
die noch ca. 100 000 osttimoresische Flüchtlinge
der Heimkehr hindern. Es kam zu militärische
schenrechtsverletzungen in Osttimor abhängig; vgl. Défe
Aérospace (Paris), zitiert ebd., 12.4.2001. 
in Westtimor vo
ine leichte Infanterietruppe
ich auf 1500 aktive Soldaten und eine ebenso große 
zahl Reservisten belaufen soll, das Gros davon ehe
alige Guerillas der Falintil, des bewaffneten Arms
r Fretilin.50 Austral
ie Philippinen haben Ausbildungshilfe zugesagt. Im
andat für die internationale Eingreiftruppe
eiteres Jahr. 
Mittelfristig könnt
ehlen einer demokratischen Kultur bestehen. Die 
sellschaft ist tradit
nomische Macht. Die heute im Nationalkomitee mit
der Fretilin zusammengeschlossene UDT hatte diese 
1975 bekämpft. Mit dem näherrückenden Ende des 
UNTAET-Mandats steht die Solidarität der verschiede-
nen Unabhängigkeitsgruppen erneut in Frage. Gus-
mao trat im April unter Verweis auf inneren Zwist 
vom Vorsitz des Übergangsparlaments zurück.51
Brunei 
Einwohner: 325 000  
Ethnische Zusammensetzung: Malaien 67%, Chinesen 
16%, nicht-malaiische Ureinwohner 6% 
BSP 1998: 5,5 Mrd. US-Dollar 
BSP pro Kopf 1998: 7300 US-Dollar 
Verteidigungsbudget 1999 (geschätzt): 365 Mio. US-Dollar 
Truppenstärke: 5000 (Heer 3900, Marine 700,  
Luftwaffe 400) 
 
50  Falintil war nach dem Einmarsch der INTERFET mit ca. 
1700 Guerillas weitgehend intakt geblieben. Xanana Gusmao 
hat den Oberbefehl niedergelegt. 










Staats- und Regierungschef: Sultan Hassanal Bolkiah 
(seit 1967) 
Brunei blieb wegen seiner Einnahmen aus Öl- und Gas-
exporten sowie der Bindung seiner Währung an den 
Singapur-Dollar von den schlimmsten Auswirkungen 
der Ostasienkrise verschont, verzeichnete aber 1999 
einen Rückgang seines BIP-Wachstums auf 0,6%, weil 
sowohl der Weltmarktpreis für Öl als auch die regio-
nale Nachfrage rückläufig waren. Die herrschende 
Dynastie hat Einnahmen aus dem Öl- und Gasgeschäft 
seit Jahrzehnten im Ausland angelegt und ist weiter-
hin in der Lage, fast zwei Drittel der erwerbstätigen 
Bürger im öffentlichen Dienst zu beschäftigen. Diese 
Alimentierung belastet die Staatskasse allerdings 
zunehmend: So beträgt das Haushaltsdefizit seit 199







dung an Singapur und fortbestehende sicherheitspoli-
 
gkong 2000, S. 87. 
u Großbritannien bieten keine 





Mit der regionalen Krise und dem mit ihr einher-
gehenden Anstieg der Arbeitslosigkeit auf über 5% 
wurde einmal mehr die Notwendigkeit einer Diversi-
fizierung der – überwiegend in Staatsbesitz befind-
lichen – bruneiischen Industrie deutlich. Diesbezüg-
liche Bemühungen erfuhren 1998 einen Rückschlag, 
als der Mischkonzern Amedeo Development Corpora-
tion in Konkurs ging. Amedeo wurde vom Bruder des
Sultans, Finanzminister Prinz Jefri Bolkiah, geleitet, 
der nach dem Konkurs für mehrere Monate ins Exil 
ging und anschließend zu einer Geldstrafe verurteilt 
wurde. Jefri ist seither bei Hof in Ungnade gefallen. 
Brunei ist weltweit eines der letzten Feudalregime. 
Sultan Hassanal Bolkiah versucht seit 1990, partizipa-
torische Forderungen durch eine Kombination aus 
materiellem Wohlstand, Kontrolle und Förderung 
traditioneller malaiischer Werte einzudämmen. 
Dieser Ansatz wurde vor dem Hintergrund der indo-
nesischen Krise und der daraus resultierenden Unge
wißheiten modifiziert. So erhielten Bruneis ethnisch
Chinesen, die ca. 16% der Bevölkerung ausmachen, 
1999 erstmals das Recht, eine Zeitung in eigener 
Sprache zu veröffentlichen. Restriktive Richtlinien fü
Film und Fernsehen wurden gelockert; die außer Kraf
befindliche Verfassung von 1959 wurde revidiert und 
könnte Grundlage für allgemeine Wahlen liefern.53
Brunei liegt in einem Teil des malaiischen Archi-
pels, in dem sich die teils divergierenden Interessen 
Indonesiens, Malaysias und der Philippinen über-
lagern, was in der Vergangenheit gelegentlich zu 
Spannungen geführt hat. Die wirtschaftliche Anbin-
tische Beziehungen z
52  Vgl. Südostasien aktuell, 19 (Februar 2000) 2, S. 117. 
53  Vgl. Asia 2000 Yearbook, Hon
eser delikaten Balance. Der Umbruch in Indonesien
und die daraus resultierenden Veränderungen im 
regionalen Kräftegleichgewicht (s. unten) werden in 
Brunei mit großer Sorge verzeichnet. Finanzhil
die betroffenen Nachbarstaaten und Bemühungen um
eine bessere Kontrolle der eigenen Grenze sind 
Versuche, Worst-case-Szenarien abzuwenden. 
Philippinen 
Einwohner: 75,7 Millionen  
Ethnische Zusammensetzung: Filipinos 40%, Indonesier/ 
Polynesier 30%, Negritos/Altmalaien 10%, andere 
BSP 1999: 78,0 Mrd. US-Dollar (WR 40), Wachstum 
1998–1999: +3,6% 
BSP pro Kopf 1999: 1020 US-Dollar (WR 131), Wachs-
tum 1998–1999: +1,4% 
Verteidigungsbudget 1999: 1,4 Mrd. US-Dollar 
Truppenstärke: 110 000 (Heer 73 000, Marine 20 500, 
Luftwaffe 16 500) 
Staatsoberhaupt/Regierungschefin: Gloria Macapagal 
Arroyo (seit 2001) 
Die Philippinen gehörten angesichts grassierender 
Korruption, nicht abgeschlossener Deregulierung un
politischer Instabilität auch in den 90er Jahren noch
nicht zu den südostasiatischen »Tigern«. 2000 führte
ein eskalierender Skandal um Präsident Joseph Estrada 
zu einem neuen Vertrauenstief bei internationalen 
Investoren, Druck auf den Peso und schnell ansteigen-




















s Doppelte; ein Drittel der Filipinos verdiente 
niger als einen US-Dollar am Tag. Das Haushalts-
fizit erreichte 2000 nach amtlichen – weit unter-
ebenen – Angaben 2,4 Milliarden US-Dollar.54
Der »Emporkömmling« Estrada hatte sein Wahlver
rechen von 1998, vorrangig den Armen zu helfen, 
cht nur nicht erfüllt, sondern statt dessen eine üb
nden geglaubte politische Kultur der Korruption 
d Vetternwirtschaft wiederbelebt, die schließlich 
rtreter unterer und mittlerer Einkom-
ensgruppen mit dem sozialen Abstieg bedrohte, d
ter seinem Vorgänger Fidel Ramos (1993–1998) zu
scheidenem Wohlstand gelangt waren. Im Oktober


















bungsverfahren begann am 7. Dezem-
ber 2000 im Senat, dem Oberhaus des philippinischen 
Kongresses. Unter Rückgriff auf traditionelle Patrona-
 gelang es Estrada am 16. Januar 2001, die 










Offizierskorps, daß ihn die Streitkräfte nicht mehr als 
O b 
Estrada unter dem kombinierten Druck der Straße 






















Asia-Pacific Media Brief (online), 
 persönlich 8,6 Milliarden US-Dollar aus den Ein-
nahmen einer illegalen Lotterie übergeben zu haben
Vizepräsidentin Gloria Macapagal-Arroyo distanziert
sich von Estrada, das Parlament ordnete ein Abset-
zungsverfahren an. Der Präsident wurde beschuldigt,
neben Glücksspielerlösen auch Tabaksteuern in die 
eigene Tasche umgeleitet, Verwandte begünstigt und 
Gerichtsverfahren gegen Freunde behindert zu haben. 
Estrada war seit seinem Amtsantritt aus Unternehme
kreisen und dem gehobenen Bürgertum kritisiert 
worden. Unter Führung des Erzbischofs von Manila
und der früheren Präsidentin Corazon Aquino (1987–
1993) konstituierte sich eine Allianz aus katholisch
Kirche, Arbeitgeber-, Arbeitnehmer- und Nichtregie-
rungsorganisationen, die in der Hauptstadt Masse
demonstrationen mit dem Ziel der Ablösung des Präsi-




u verhindern. Die elf vom R
esetzten Ankläger waren zuvor zurückgetreten, wo-
ufhin der Senat das Verfahren auf unbestimmte Z
ssetzte. 
In Manila kam es zu
ionen, pensionierte Offiziere dachten laut über einen
utsch nach.55 Estradas Parteigänger in Parlament 
d Regierung wechselten die Seite, und der Gen
bschef erklärte auf Druck aus dem jüngeren 
berbefehlshaber anerkannten. Am 20. Januar ga
und des Establishments auf, ohne formell zurückzu-
treten. Macapagal-Arroyo wurde als Nachfolgerin 
vereidigt. Am 16. April wurde Estrada wegen Korrup-
tion und Meineid angeklagt und acht Tage später 
unter dem Vorwurf der Korruption und »wirtschaftli-
chen Plünderung« in Untersuchungshaft genommen. 
Mehr als 20 000 Anhänger demonstrierten gegen diese 
Entscheidung. Arroyo sprach am 30. April von einem 
gescheiterten Putschversuch.56 Am folgenden Tag 
versuchten 20 000 Estrada-Anhänger vergeblich, den 
nahmezustand aus. 
55  Vgl. FEER, 21.12.2000, S. 14–18. 
56  Vgl. Associated Press, zitiert in: Asia-Pacific Media Brief 
(online), 1.5.2001. 
 
Während der letzten Monate der Estrada-Admini-
stration war es fast täglich zu bewaffneten Zusamm
stößen zwischen dem Militär und islamischen bzw. 
kommunistischen57 Guerillas gekommen. Am 
30. Dezember 2000 forderten Bombenexplosionen
Manila 22 Todesopfer. Die Regierung machte die 
größte moslemische Unabhängigkeitsbewegung in 
Mindanao, die Moro Independence Liberation Front 
(MILF),58 dafür verantwortlich. Verhandlungen mit der
MILF waren im März 2000 abgebrochen worden, nach-
dem diese gegen ein drei Jahre altes Waffenstillstan
abkommen verstoßen und Estrada daraufhin eine 
Großoffensive des Militärs angeordnet hatte, bei der 
die Streitkräfte unter anderem das MILF-Hauptquar-
tier in Zentral-Mindanao eroberten. Die Rebellen 
machten weitere Kontakte von der Einschaltung der
ganisation der Islamischen Konferenz abhängig 
(Organisation of the Islamic Conference, OIC),59 die
1996 erfolgreich zwischen Manila und der älteren 
Moro National Liberation Front (MNLF) vermittelt 
hatte, die heute in vier von 15 Provinzen in Mindan
die Regierung stellt. Arroyo will die Verhandlungen 
mit islamischen Separatisten und Kommunisten 
wieder aufnehmen und hat einseitige Waffenstillstän
de angeordnet. Im März 2001 erklärte die von Kommu-
nisten angeführte National Democratic Front (NDF) 
daraufhin einen einmonatigen Waffenstillstand für 
sechs Provinzen in der Umgebung von Manila und 
ließ einen Gefangenen frei. Verhandlungen mit der 
Regierung wurden für April vereinbart. Auch die
hat erneut ihre Verhandlungsbereitschaft erklärt un
ßt die Waffen ruhen. Indonesien hat seine Vermitt-
lung angeboten.60
des aktive kommunistische New People’s Army konnte ih
Mannstärke in den letzten fünf Jahren nach offiziellen A
gaben von 5000 auf 9000 vergrößern; vgl. FEER, 8.2.2001
S. 22/23. 
58  Die MILF verfügt über mindestens 15 000 Guerillas. Die 
sehr viel kleinere, im Sulu-Archipel ansässige Abu Sayyaf, d
im Jahr 2000 durch Geiselnahmen auf sich aufmerksam 
machte, ist eher als kriminelle Vereinigung zu charakterisie-
ren, die sich mit politischen Forderungen einen Anstrich vo
Legitimität zu geben versucht. 
59  Vgl. The Philippine Star, engl., 15.12.2000, zitiert in: 
Summary of World Broadcasts (SWB), FE/4026/B/4-5 vom 
18.12.2000. Anscheinend ließ die MILF eine frühere Forde-
rung nach dem vollständigen Rückzug der Regierungstrup-
pen aus Zentral-Mindanao wieder fallen; vgl. Pilipino Star 
Ngayon, tagalog, zitiert ebd., FE/4033/B/4 vom 30.12.2000










Der Machtwechsel vom Januar 2001 wurde vielfac











61 Die neue Präsi-
dentin kam den Streitkräften gleich nach Amtsantritt
bei budgetären und anderen Wünschen entgegen.62 
Ihre Hauptaufgabe besteht nunmehr darin, die Anl
gen der Geschäftselite und des neuen Mittelstandes zu
vertreten, ohne sich Estradas Klientel aus den unteren
Einkommensgruppen weiter zu entfremden. Diese
lanceakt könnte auf Dauer schwer durchzuhalten 
sein. Arroyo selbst stammt aus einer der etwa 200 
Familien, die Politik und Wirtschaft auf den Philipp
nen traditionell dominieren. Ihre Patronage-Netz-
werke gilt es aufzubrechen, sollen die unter Estrada 
beschädigten demokratischen Institutionen und 
damit die demokratische Glaubwürdigkeit des Lan
wiederhergestellt werden. Wenn das mißlingt, sind 
indonesische Szenarien auch für die Philippinen nicht 
auszuschließen. 
Birma 
Einwohner: 50,9 Millionen. 
Ethnische Zusammensetzung: Birmanen 68%, Shan 9%, 
Karen 7%, Rakhin 4%, Chinesen 3%, andere (u.a. 
Chin, Kachin, Wa, Mon) 9% 
BSP: keine Angaben 
Verteidigungsbudget 1999 (geschätzt): 1,7 Mrd. US-Dollar 
Truppenstärke (geschätzt): 429 000 (inkl. Polizei und 
Volksmiliz, Heer 325 000, Marine 10 000, Luft-
waffe 9 000, Paramilitärische Truppen etwa 
85 000) 
Staats- und Regierungschef: Than Shwe (seit 1992)  
Im September 2000 fanden erstmals seit 1994 wieder 
di
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n und exportieren, stößt aber 
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 erließ die EU ein 
00 fror sie die Auslandsguthaben prominenter 
-
rekte Gespräche zwischen der Militärjunta (State 
ace and Development Council, SPDC; bis 1997: State
 Council, SLORC) und 
ng San Suu Kyi, der Vorsitzenden der oppos
 National League for Democracy (NLD), statt. We
äter wurden 84 politische Gefangene aus der Haft 
tlassen. Bereits im Vorjahr hatte die Junta Vertre-
s Internationalen Komitees des Roten Kreuzes 
19.4.2001. 
61  Vgl. z.B. Süddeutsche Zeitu
62  Vgl. South China Morning Po
Asia-Pacific Media Brief (online), 7.2.2001; The Straits Times 
(Singapur), 
den Zugang zu ihren Gefängnissen eröffnet. 
 
Die Kontakte wurden international mit vorsichti-
gem Optimismus aufgenommen, nährten sie doch 
Hoffnungen auf einen Prozeß der Annäherung beider 
Seiten, die sich seit der Nichtanerkennung des Ergeb-
nisses der demokratischen Wahlen von 1990, bei 
denen die NLD eine absolute Mehrheit errungen hatte
auf Konfrontationskurs befinden. Begleitet wurden d
Gespräche von Vermittlungsversuchen der Vereinten 
tionen, des malaysischen Regierungschefs und der
EU. Allerdings stehen beide Seiten mittlerweile selbst 
unter erheblichem Handlungsdruck. Während der 
SPDC dem anhaltenden, durch westliche Sanktionen
und die regionale Krise begünstigten Niedergang der 
Wirtschaft Herr zu werden sucht, droht der NLD Hand
lungsunfähigkeit, weil ihre Mitgliederzahl aufgrund 
staatlicher Repressionen stark zurückgegangen ist. 
Dem universalen Machtanspruch des SPDC steht 
eine geringe Kompetenz zur Lösung insbesondere 
ökonomischer Probleme gegenüber. War Birmas Wirt-
schaftspolitik im Zuge der teilweisen Liberalisierung
seit 1988 zunächst relativ erfolgreich, so ist davon 
heute nicht mehr viel zu spüren. Das für 1999 offiziell 
veranschlagte BIP-Wachstum von 5,6% gilt als stark 
übertrieben. Die Inflationsrate liegt bei ca. 50%; aus-
ländische Direktinvestitionen gingen zwischen 1998 
und 1999 von 774 Millionen auf 29,5 Millionen US-
Dollar zurück (seit 1998 veröffentlicht die Regierun
nur noch selektiv Wirtschaftsdaten). Birma möchte 
mehr Gas und Öl förder
zessions- und sanktionsbedingt auf dieselben 
Das politische Klima ist weiterhin von Repression
prägt. Die NLD kämpft für die Anerkennung ihres 
63  1990 setzten die USA, die EG und Japan ihre Entwick-
lungshilfe für Birma aus und übernahmen fortan keine 
Garantien mehr für Exporte und Investitionen. Die USA 
belegten Hilfen der Weltbank, des IWF und der Asiatischen 
Entwicklungsbank mit Veto. EG-Mitgliedstaaten zogen ihre 
Verteidigungsattachés aus Rangoon ab und verwiesen die
birmanischen Attachés des Landes. Washington ließ seinen
Botschafterposten in Rangoon vakant. 1996
Einreiseverbot für führende Vertreter der Junta und deren 
Familien. 1997 entzog sie Birma bestimmte Handelsprivile-
gien, und 20
SPDC-Vertreter ein. Die USA verboten 1997 neue amerikani
sche Investitionen in Birma und belegten birmanische Funk-
tionäre mit Einreiseverboten. Zwischen 1993 und 1998 zogen 
sich mehr als zwanzig multinationale Konzerne aus dem 
Land zurück. Japan hat seine Sanktionen seit 1995 weit-









Sieges von 1990 (d.h. die Einsetzung des Parlaments), 
vor allem aber für die Verabschiedung einer neuen 















66  1999 lehnte Aung San Suu Kyi den australischen Vor-
schlag ab, eine unabhängige Menschenrechtskommission ein-




tausend Kämpfern die wichtigste unter den ethni-
schen Rebellenarmeen, die seit 1989 keinen Waffen-
n eingegangen sind.70 Zum Jahres-
wechsel 2000/01 kam es zu einer neuen Offensive der 
R einer Strategie der ver-
b
ve ailändischen Seite der Grenze 
k ge. 
dabkommen geschlossen und 
b der-
he mische Handlungsfreiheit. 
V nd im 
H 1996 
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sc es Goldenen Dreiecks. Birma ist heute 
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Institute for Southeast Asian Studies, 2000, S. 203–218 (210f). 
 
64 Die Junta lehnt das strikt ab,
versucht weiter, die NLD ihrer Basis und damit Aun
n Suu Kyi ihrer Legitimierung zu berauben.65 Paral-
lel dazu hat sich auch die Haltung der Opposition 
verhärtet, die sich in den vergangenen Jahren gegen 
die Bemühungen der ASEAN, Japans und Australien
um eine Einbindung Birmas ausgesprochen hat.66
Die Oppositionsführerin, von 1989 bis 1995 unter 
Hausarrest, wurde im September 2000 erneut fest-
gesetzt, nachdem sie zweimal vergeblich versucht 
hatte, ihre Anhänger außerhalb von Rangoon auf-
zusuchen. Angesichts von Repression und Kontrolle 
der Bevölkerung durch den militärischen Geheim-
dienst und der weitgehenden Gleichschaltung des 
fentlichen Lebens in vom SPDC abhängigen Massen
organisationen besteht auch außerhalb der NLD kaum
die Möglichkeit, regierungskritisch aktiv zu werden. 
Auf dem Lande regiert ohnehin der Terror: Etwa eine 
Million Personen sind als Zwangsarbeiter verpflich-
tet.67 Fast zeitgleich mit der Wiederaufnahme der Kon
takte zwischen Junta und NLD berichtete ein Expert
der VN-Menschenrechtskommission von amtlicher 
Unterdrückung jeglicher oppositionellen Aktivität 
und inhumaner Behandlung von Vertretern der Op
sition und der ethnischen Minderheiten.68 Im Apr
2001 begrüßte die Kommission die erkennbaren An
zeichen für Fortschritt, brachte aber gleichzeitig ihre 
Betroffenheit über die anhaltende systematische Ver-
folgung der NLD sowie schwerwiegende Menschen-
rechtsverletzungen zum Ausdruck.69
Das Demokratieproblem wird von Birmas traditio-
llem ethnischem Separatismus überlagert und kom
pliziert. So dauert der Kampf des Regimes gegen die 
 
64  Die Junta selbst hatte 1993 unter Ausschluß der NLD eine 
neue Verfassung entworfen, die sich weitgehend am Vorbild 
von Suharto-Indonesien orientierte. Sie ist bis heute nicht in 
Kraft getreten. 
65  Vgl. Asia 2000 Yearbook, Hongkong 2000, S. 89. 
Guerillas der Karen National Union (KNU) an der 
Grenze zu Thailand an. Die KNU ist mit
zusetzen. Der SPDC hatte auf den V
67  Schätzung der International Confederation of Free Trad
Unions, zitiert in: FEER, 14.12.2000, S. 4. In diesem Zusam-
menhang verhängte die Internationale Arbeitsorganisation 
(International Labour Organisation, ILO) im November 200
Sanktionen gegen Rangoon. 
68  Vgl. FEER, 26.10.2000, S. 13. 
69  Vgl. BBC News, zitiert in: Asia-Pacific Media Brief (online), 
19.4.2001 
stillstand mit Rangoo
egierungstruppen, die mit 
rannten Erde etwa 30 000 Personen in das Bergland 
rtrieben. Auf der th
ampieren schon ca. 100 000 birmanische Flüchtlin
Wo Waffenstillstan
eachtet wurden,71 genießen die »befriedeten« Min
iten weitgehende ökono
iele von ihnen sind in der Produktion von u
andel mit Drogen aktiv.72 Zwischen 1988 und 
rdreifachte sich die Drogenproduktion im birma
hen Sektor d
nternational der führende Produzent von Opium und
roduziert etwa die Hälfte des weltw
des im Drogenhandel erwirtschafteten Einkommens 
für mindestens ebenso groß wie das Volumen aller 
Profite aus legalen Wirtschaftsaktivitäten.73 Seit In-
krafttreten der Waffenstillstandsabkommen wird Geld 
aus dem Drogenhandel in Rangoon gewaschen. Eine 
direkte Involvierung des SLORC/SPDC ist weiterhin 
nicht belegbar, es gibt jedoch zahlreiche Hinweise auf 
Beziehungen zwischen Drogenhändlern und korrup-
ten Militärs. Die Regierung hat ehemalige Drogen-
händler aufgefordert, ihre Erlöse in die legale Wirt-
schaft zu investieren.74
Während die Junta keinerlei Anzeichen macht, da
 
70  Zu den übrigen kämpfenden Bewegungen zählen die 
Karenni National Progressive Party, die Chin National Front, 
die National United Party of Arakan und die Lahu Democrat  
Front. Zudem lehnen bewaffnete Fraktionen einzelner Eth-
nien den von der jeweiligen Mehrheitsfraktion vereinbarten 
Waffenstillstand ab, so etwa die Wa National Organisation.  
71  Die Zukunft dieser Waffenstillstände wird in dem Maße 
fraglich, in dem sich Regierungstruppen in Fraktionskämpfe 
einmischen, Druck ausüben oder einzelne Führer mit mate-
riellen Anreizen ihrer Basis entfremden; vgl. Aung Htoo, 
Ethnic Tensions in Burma, in: Panorama (Manila, Konrad 
Adenauer Stiftung), 2000 (3), S. 35–60 (47). 
72  Die wichtigsten im Drogengeschäft aktiven Minderheiten-
Bewegungen sind die United Wa State Army und die Sh
State Army. 
73  Vgl. Tom Wingfield, Myanmar: Political Stasis and a Pre-
carious Economy, in: Southeast Asian Affairs 2000, Singapu
74  Vgl. Report to Congress on Conditions in US Policy toward
Burma, Washington: Department of State International Infor-









Minderheitenproblem einer politischen Lösung näh
zubringen, hat auch die NLD kein Patentrezept parat. 
Sollte der Demokratisierungsprozeß anlaufen, dürf
das Risiko eines Zerfalls des birmanischen Staates ana
log zum indonesischen Beispiel weiter zunehmen. 
Birma zählt zu den am stärksten gerüsteten Staaten 
Ostasiens. Zwischen den frühen 80er Jahren und 1999 
stieg die Kopfstärke der Armee von 195 000 auf etwa 
450 000 an; mit einem Anteil am BIP von etwa 14% 
sind die Militärausgaben mehr als doppelt so hoch w
die Budgets für Erziehung und Gesundheit zusammen
genommen. Gleichzeitig ist keine ernsthafte Bedro
ung von außen erkennbar. Mittlerweile gibt es Proble-






















Strong Is the Military Regime, Bangkok/Brüssel: International 
 
m, 
d der Besoldung und Versorgung der Soldaten.75 
Auch in dieser Hinsicht werden die Streitkräfte zuneh
mend selbst zum politischen Unsicherheitsfaktor. 
Innerer und äußerer Druc
n des SPDC allerdings bisher nicht erschüttert. So 
bleibt ungewiß, ob die Wiederaufnahme des Dialog
mit der NLD als Erfolg der jahrelangen Bemühungen 
der ASEAN-Staaten und anderer um »konstruktive Dia
loge« zu werten ist. Besonders problematisch ist, daß 
man über die SPDC-internen Machtstrukturen un
fehlsstränge nur wenig weiß. Die Informationslage 
hat sich etwas verbessert, seit aufgrund der Erkran-
kung des SPDC-Vorsitzenden Tan Shwe ein Macht-
kampf um seine Nachfolge ausgebrochen ist. Aus-
sichtsreichste Bewerber sind der Chef des militäri-
schen Nachrichtendienstes, Khin Nyunt, der als 
rter einer vorsichtigen Öffnungspolitik gilt und die 
jüngsten Gespräche mit Aung San Suu Kyi führte, 
sowie der konservative Heereskommandeur Maung 
Aye, der anscheinend von Tan Shwe favorisiert wir
Solange Aung San Suu Kyi unter Hausarrest steht, 
die Mehrzahl ihrer Anhänger im Gefängnis bleibt un
jegliche Oppositionstätigkeit untersagt ist, kann von 
einer politischen Öffnung in Birma schwerlich die 
Rede sein. Lackmustest für das Verhandlungsinteress
des Regimes wird die Frage sein, inwieweit die NLD in
Entwurf und Verabschiedung einer neuen Verfassung 
einbezogen wird. Diese Kriterien sollten auch in wes
 
75  Vgl. Wingfield, Myanmar, S. 32. 
76  Vgl. Asia 2000 Yearbook, S. 91; Burma/Myanmar: How 
liche und europäische Entscheidungen über eine 
Lockerung von Sanktionen einfließen. 
Kambodscha 
Einwohner: 10,7 Millionen. 
Crisis Group, 2000, S. 7. Es wird damit gerechnet, daß der Tod
von Generalleutnant Tin Oo, der Nummer 4 des Regimes, 
durch einen Flugzeugabsturz im Februar 2001 zu einer 
weiteren Verschärfung des Machtkampfs führt. Tin Oo galt 
als politischer und militärischer Hardliner; vgl. Stratfor.co
Global Intelligence Update (online), 19.2.2001. 
Ethnische Zusammensetzung: Khmer 90%, Vietnamesen 
5%, Chinesen 1% 
BSP 1999: 3,0 Mrd. US-Dollar (WR 133), Wachstum 
1998–1999: +4,5% 
BSP pro Kopf 1999: 260 US-Dollar (WR 186), Wachs-
tum 1998–1999: +2,2% 
Verteidigungsbudget 1999: 129 Mio. US-Dollar 
Truppenstärke (geschätzt): 149 000 (Heer 99 000,  
Marine 3 000, Luftwaffe 2 000, Provinztruppen 
ca. 45 000) 
S orodom Sihanouk (seit 1993) taatsoberhaupt: König N
Regierungschef: Hun Sen (seit 1998) 
K n 
Fo  Bürgerkriege und mittler-
w  
B ine 
wirksame Bekämpfung von Armut und Arbeitslosig-
k Im-
p ldung 












n Studies, 2000, S. 101–111 (107f). 
ambodschas Wirtschaft leidet weiterhin unter de
lgen der Indochina- und
eile unter den Auswirkungen der Ostasienkrise. Das
IP wuchs 2000 um ca. 4% (1999: 4,5%), aber für e
eit wären 7–8% nötig. Hinzu kommen eine hohe 
ortabhängigkeit, wachsende Auslandsverschu
zeit rund 60% der Staatsausgaben ausmachen. Die ein-
zigen Wachstumsbranchen sind die Textil- und Touris-
musindustrie, aber auch sie können den jährliche
Zuwachs von ca. 150 000 Personen auf dem Arbeits-
markt nicht absorbieren. Wer beschäftigt ist, ist in-
folge der regionalen Krise mit einer anhaltenden Ver-
schlechterung der Arbeitsbedingungen konfron
Ausländische Direktinvestitionen erreichten 2000 
angesichts grassierender Korruption, Rechtsunsic
heit, mangelnder Infrastruktur und Mangel an qua
fizierten Arbeitskräften einen neuen Tiefststand. Seit
dem Pariser Friedensschluß von 1991 ist Kambo
zu einem Zentrum des Handels mit Drogen, Menschen 
und Waffen geworden, der vornehmlich von chi
schen Banden organisiert wird. 
Ministerpräsident Hun S
ng durch einen Putsch im Juli 1997 weiter aus-
bauen. Bei den Wahlen vom Juli 1998 gewann seine 
Cambodian People’s Party (CPP) 41,4% der abgegebe-
77  Vgl. Milton Osborne, Cambodia: Hun Sen Consolidates 










nen Stimmen, verfehlte jedoch die zur Regierungs-
bildung notwendige Zweidrittelmehrheit. Die beiden
unterlegenen Parteien (die royalistische Front Uni 
pour un Cambodge Indépendant, Neutre et Coopéra-
tif, Funcinpec, 31,7% und die Sam-Rainsy-Partei 14,3%) 
fochten das Ergebnis zunächst an. Funcinpec fand
auf eine Intervention König Sihanouks hin im Dezem














gilt Phnom Penhs Bemühungen um Vergangenheits-
bewältigung, ein sensitives Thema, weil die heutige 
 Roten Khmer hervorgegangen ist. Im 
Januar 2001 verabschiedete das Unterhaus einen Ge-
s htliche Verfolgung der 
v öglichen 
s in, 
zw sgestattete Ausländer. Voraus-
g fas-
su nig unterzeichnet, werden 
J





ce Update, zitiert in: Asia-
e), 13.3.2001. Das Verteidigungs-
rschlingt derzeit fast die Hälfte des Staatshaushalts. 
n as 
Ge haltung von 
F ine 1994 
v r Guerillas 
E
P bereit, und ihr Vorsitzender Norodom Ranarid
wurde Präsident der Nationalversammlung. In der 
Regierung gingen 15 von 29 Ministerien an die CPP, 
darunter die Schlüsselressorts für Wirtschaft und 
Finanzen. Die meisten Provinz- und Distriktbehörden 
sowie die Streitkräfte werden von der CPP kontrolliert. 
Am 24. November 2000 versuchten angeblich aus 
den USA angereiste antikommunistische Partisanen 
erfolglos, die kambodschanische Hauptstadt mit Waf-
fengewalt zu übernehmen.  
Die neue Regierung war bemüht, ihren Reformwil
len jedenfalls nach außen unter Beweis zu stellen. 
Insbesondere die Ausschaltung der letzten Guerillas 
der Roten Khmer und die eingeleitete Verkleinerun
der Armee78 wurden begrüßt sowie B
litischem Pluralismus und Meinungsfreiheit. 
Solche positiven Tendenzen können nicht darüb
hinwegtäuschen, daß in Kambodscha auf allen Ebene
von Regierung und Verwaltung Korruption grassiert.
Hierhin gehört auch die Konfiszierung von Land an 
der thailändischen Grenze, wo der Staat Spielkasinos 
und landwirtschaftliche Großbetriebe aufbaut. 
Das besondere Augenmerk der St
CPP aus den
etzentwurf, der die strafrec
erbliebenen Führer des Pol-Pot-Regimes erm
oll. Drei der fünf Richter sollen Kambodschaner se
ei mit Vetorecht au
esetzt, das Gesetz passiert den Senat und den Ver
ngsrat und wird vom Kö
ahre vergehen, bevor die für ein Verfahren notwen-
stimmen Richter und Staatsanwälte gemeinsam, 
r angeklagt wird. In der Praxis dürfte Premiermi-
78  Im März 2001 verfügte die Regierung in Phnom Penh die 
Demobilisierung von 15 000 Soldaten binnen drei Monaten. 
Bis Ende 2001 sollen 30 000 Soldaten demobilisiert we
vgl. Stratfor.com, Global Intelligen
Pacific Media Brief (onlin
budget ve
ister Hun Sen ein Mitspracherecht haben, weil d
setz ausdrücklich der »Aufrechter
rieden und Stabilität« dienen soll. So sieht e
erabschiedete Regelung eine Amnestie fü
vor, die sich von den Roten Khmer lossagen. 1996 
hatte Hun Sen Sonderabsprachen mit dem Außen-
minister des Pol-Pot-Regimes, Ieng Sary, getroffen, 
dessen Gefolgsleute weiterhin Gebiete an der thailän-
dischen Grenze kontrollieren.  
Laos 
inwohner: 5,4 Millionen 
Ethnische Zusammensetzung: Lao Loum (Tiefland-Lao) 
68%, Lao Theung (Hochland-Lao) 22%, Lao Soung 
(Minderheiten wie Hmong und Yao) 9%, Chinesen 
und Vietnamesen 1% 
BSP 1999: 1,4 Mrd. US-Dollar (WR 160), Wachstum 
1998–1999: +4% 
BSP pro Kopf 1999: 280 US-Dollar (WR 184), Wachs-
tum 1998–1999: +1,5% 
Verteidigungsbudget 1999 (geschätzt): 70 Mio. US-Dollar 
Truppenstärke: 29 100 (Heer 25 000, Marine 600, 
Luftwaffe 3500) 
Staatsoberhaupt: Khamtay Siphandone (seit 1998) 
Regierungschef: Bounyang Vorachit (seit 2001) 
Die laotische Wirtschaft ist aufgrund ihrer Abhängig-
keit vom thailändischen Nachbarn weiterhin von den 
Auswirkungen der Ostasienkrise betroffen. Zwar 












rt werden (1999: 4%);79 die Inflationsrate verringer
te sich von 167% im März 1999 auf 6,6% im August 
2000, doch Laos bleibt eines der wirtschaftlich 
instabilsten Länder der Region. Der Kip erreichte im 
September 1999 einen absoluten Tiefststand von 
9400/1 US-Dollar (Juni 2000: 7600/1). Es gibt keine 
nennenswerten aus
 Zustand, der sich angesichts grassierender 
Korruption und von Rechtsunsicherheit in absehbare
man Development Index der Vereinten Nationen 
ter den Schlußlichtern. 
Die Alleinherrschaft der Lao People’s Revolutionary 
rty (LPRP) steht derzeit ebensowenig zur Disposition 
e der Versuch einer wirtschaftlichen Öffnung ohne
79  Wachstum findet fast ausschließlich in der Haupt










politische Öffnung; allerdings spielt das Militär bei 
der Ausformulierung der Politik eine prominentere
Rolle als etwa in den Nachbarstaaten China und Viet-




 seit März 2000 
vo
r 
 einen Zusammenhang mit 
de
nam 
(s. unten) verfügte der Parteitag der LPRP im März 
trotz anderslautender Wünsche der internationalen 
Geber eine Stärkung »des Staatssektors, des koopera-
tiven Sektors und anderer Sektoren«.83 Die Weltbank 
hat bereits deutlich gemacht, daß die Gewährung von 
Hilfen von einer Reform der politischen und wirt-
schaftlichen Systeme abhängt.84
Vietnam 
Einwohner: 80,4 Millionen  
80 Acht von elf Mitgliedern 
des im März 2001 neugewählten Politbüros sind 
Offiziere, darunter Präsident Khamtay Siphandone 
und Premierminister Sisavat Keobounphan.  
Die dominierende Rolle der Streitkräfte konnte 
allerdings nicht verhindern, daß Laos
n einer Serie von Bombenanschlägen erschüttert 
wurde, über deren Urheber und Motive weiterhin 
Unklarheit herrscht. Während die Regierung in Vien-
tiane nicht ganz zu Unrecht antikommunistische und 
royalistische Elemente verantwortlich machte, die von 
Thailand aus operieren, brach auch der Aufstand de
Hmong im nördlichen Bergland wieder aus.81 Auslän-
dische Beobachter haben
r Rivalität zwischen provietnamesischen und pro-
chinesischen Fraktionen innerhalb der LPRP herge-
stellt.82 Im März 2001 wurde Premierminister Sisavat 
Kebounophan durch den prochinesischen Finanz-
minister Bounyang Vorachit ersetzt. 
In deutlichem Kontrast zum benachbarten Viet
Ethnische Zusammensetzung: keine Angaben 
BSP 1999: 28,2 Mrd. US-Dollar (WR 60), Wachstum 
1998–1999: +4,2% 
BSP pro Kopf 1999: 370 US-Dollar (WR 167), Wachs-
tum 1998–1999: +2,9% 
Verteidigungsbudget 1999 (geschätzt): 891 Mio. Dollar 
 
80  Die Regierung macht die Einbindung des Landes in die 
globale Wirtschaft für die ökonomische Misere verantwort-
lich und propagiert traditionelle Werte. Angestrebt wird eine 
stärkere Anlehnung an Vietnam und China auf Kosten Thai-
lands. Laos bleibt langfristig auf westliche Hilfen angewiesen. 
81  Die Hmong kämpfen seit 1975 gegen das Regime. 
82  Vgl. FEER, 27.7.2000, S. 26–27. 
Truppenstärke (geschätzt): 484 000 (Heer 412 000,  
Marine 42 000, Luftwaffe 15 000) 
Staatsoberhaupt: Tran Duc Luong (seit 1997) 
Regierungschef: Phan Van Kai (seit 1997)  
Fünfzehn Jahre nach Beginn der Wirtschaftsreform 
steht Vietnam 2001 erneut an einem Scheideweg. Auf 
dem 9. Parteitag der Kommunistischen Partei Viet-
nams (KPV) wurde Ende April nach chinesischem 
Vorbild ein Mittelweg zwischen Markt und Plan fest-
gelegt. Konservative unter Führung des abgesetzten 
Parteichefs Le Kha Phieu hatten zuvor versucht, die als 
negativ empfundenen Nebenwirkungen des wirtschaft-
lichen Öffnungskurses zu minimieren.85
Verantwortlich für diese Abwehrhaltung waren die 
Auswirkungen der Ostasienkrise, vor denen sich Viet-
nam zwar angesichts einer nichtkonvertiblen Wäh-
rung relativ sicher gewähnt hatte, die das Land aber 
über den Abfluß ostasiatischen Kapitals und einen 
neuen regionalen Preiswettbewerb doch erfaßten. Das 
Wirtschaftswachstum ging zwischen 1997 und 1999 
von 8,9% auf 4,8% zurück und erreichte 2000 6,7%. 
Angesichts von Korruption, mangelnder Rechtssicher-
heit und Bürokratie blieben ausländische Direktinves-
titionen zunehmend aus. 
Die 5300 überschuldeten Staatsbetriebe sollen bis 
2005 durch Teilprivatisierung oder Schließung auf ca. 
2000 reduziert werden. Damit werden etwa 400 000 
zusätzliche Arbeitslose auf einen ohnehin überlaste-
ten Arbeitsmarkt drängen.86 Die resultierenden sozia-
len Spannungen ergänzen verbreitete ländliche Unzu-
friedenheit über Beamtenwillkür, ungerechte Steuern 
und Nutzungsrechte an Bau- und Ackerland. 
Andererseits wurde Vietnam Ende der 90er Jahre 
zum zweitgrößten Reis- und Kaffeexporteur der Welt. 
Der Anteil der Haushalte unter der Armutsgrenze ist 
in den letzten zehn Jahren von 58% auf 37% zurück-
gegangen.87 Dennoch bleibt das Gefälle zwischen 
Stadt und Land erheblich, und die Einkommensschere 
öffnet sich weiter. 
Die konservativen Militärs und Zivilisten in der KPV 
wollten das Tempo der wirtschaftlichen Öffnung im 
 
85  Ebd., 18.1.2001, S. 28/29. Andererseits waren mit Unter-
zeichnung eines Handelsabkommens mit den USA im Juli 
2000 und dem Besuch Präsident Clintons im November jeden-
falls theoretische Grundlagen für eine Intensivierung der 
Wirtschaftsbeziehungen mit dem Westen gelegt worden. 
86  Die offizielle Arbeitslosenquote lag 1999 bei 7,4%; aller-
dings wurden nur Städte berücksichtigt. Unter Einschluß des 
Landes dürfte die Arbeitslosigkeit bei ca. 20% liegen. 
87  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 29.4.2000, S. 16. Die 
offizielle Statistik verzeichnet sogar einen Rückgang auf 11%. 
83  Ebd., 12.4.2001, S. 8. 









Interesse des Machterhalts weiter ve
von der eigenen Korruption und dem eigenen Miß-
rlangsamen. Um 
management abzulenken, hat die Staats- und Partei-
führung 1998 auf dem Höhepunkt der regionalen 
Krise eine Kampagne gegen Kritik aus der Gesellschaft 








hört seinerseits zum 
Reformlager und hatte sich kritisch über Manhs Vor-
gänger Phieu geäußert. 
Bericht an den Parteitag bekannte sich zur Schaffung 
er 
s-
88  Vgl. Asia 2000 Yearbook, Hongkong 2000, S. 213. 
ibune, 18.4.2001 (online).  
u
Kritik wurden die 1,2 Millionen in den USA ansäss
Auslandsvietnamesen verdächtigt.88 Anfang 2001
es erneut zu Unruhen unter den Minderheiten in der 
zentralvietnamesischen Bergregion. 
Es war eine kleine Sensation, als der 9. Parteitag im
April 2001 den gemäßigten Reformer Nong Duc Manh
einen Vertreter der Tay-Minderheit und vermutlichen
Sohn Ho Chi Minhs, an die Spitze der KPV wählte. Au
grund dieser Entwicklung blieb Premierminister Phan
Van Kai vorerst im Amt. Kai ge
Der im Vorfeld an die Presse gelangte politische 
einer »Politik und eines rechtlichen Umfelds, das d
Entwicklung der kapitalistischen Privatwirtschaft 
förderlich« ist. Zugleich soll der Staatsbesitz in Schlü
selsektoren der Wirtschaft beibehalten werden.89
 











Die weitgehende Neutralisierung Indonesiens als 
regionaler Akteur und die damit einhergehende 
Schwächung der ASEAN haben sowohl in Südostas
als auch im weiteren asiatisch-pazifischen Raum zu 
einer Verschiebung im Kräftegleichgewicht geführ
Hauptsächliches Kennzeichen dieser Dynamik waren 
unterschiedlich erfolgreiche Bemühungen Washing
tons, Tokyos und Pekings, ihren jeweiligen Einfluß 
gegebenenfalls auch auf Kosten bestehender kooper
tiver Strukturen auszubauen. 
Rüstungswettbewerb und neue Geographie 
Nach drei Jahren krisenbedingter Zurückhaltung 
nimmt Südostasien im Rüstungswettbewerb einen 
neuen Anlauf, wenn auch im Vergleich mit dem Im-















































0 trafen sich erstmals die Heereskom-
n 
n technologischen Niveau. So kaufte Thailand 2000 
18 gebrauchte Kampfflugzeuge der Bauserie F-16 i
den USA. Jakarta möchte nach Abbruch der amerika-
nischen Rüstungslieferungen gebrauchte Jagdbomber
in Rußland erwerben. Malaysia hat sich in Schweden 
für ein dieselgetriebenes U-Boot interessiert. Rußlan
will Vietnam moderne Waffensysteme liefern. Indien
möchte Hanoi beim Aufbau einer eigene
dustrie helfen, die die Produktion von Raketen ei
schließen könnte.90
Singapur hat als einziger ASEAN-Staat seine Vertei-
digungsausgaben während der Krise sogar angehobe
und laufende Rüstungsbeschaffungsprogramme fort-
geschrieben. 1997/98 erwarb der Stadtstaat vier 
gebrauchte U-Boote und zwölf neue F-16 und förd
die sicherheitspolitische und militärische Zusamme
arbeit der ASEAN-Staaten untereinander angesichts 
verbreiteten gegenseitigen Mißtrauens bilateral, nur 
in Ausnahmefällen kommt es zu einer Überlappung 
bilateraler Netzwerke.
hen Modernisierungsbestrebungen. Verantwortlich
r das neue Wettrüsten ist wie schon seinerzeit 
 ein klares Bedrohungsbild als die diffuse 
ahrnehmung einer von Nordostasien übergreifen-
n Krise. Bindeglied zwischen den nordost- und süd-
asiatischen Sicherheitskomplexen ist das Südchine-
che Meer, in dem China seine Fähigkeit zur 
ojektion durch den Aufbau einer Kapazität für inte
iert. Gleichzeitig bleib
90  Vgl. FEER, 5.10.2000, S. 29. 
91
Die instabile Lage in der Region hat ihrerseits Aus-
wirkungen auf weiter entfernte Akteure. So will Aust
lien seine Verteid
hn Jahren von heute 7,3 Milliarden auf ca. 20 Mil-
liarden US-Dollar anheben.92
Seit 1997/98 hat sich auch die politische Geogra-
phie Südostasiens verändert. Es gibt nicht nur neue 
Akteure wie Osttimor; die ASEAN hat mit Indonesien 
ihr traditionelles Gravitationszentrum verloren, und 
die regionale Großmächtekonkurrenz der 70er und 
80er Jahre erlebt ein Comeback. 
Mit Wegfall Indonesiens als »interner Föderator
der ASEAN ist es zu einer Verschiebung im regionalen
Kräftegleichgewicht gekommen, die latente Span
n unter Nachbarn im Einzelfall zum (rhetorische
Ausbruch brachte, allerdings angesichts der ökonom
schen und politischen Probleme der potentiellen 
neuen Führungsmächte Thailand und Malaysia bish
keine neue Konstellation produziert hat. So kam es im
November 2000 zu einer Kontroverse zwischen Sing
purs »elder statesman« Lee Kuan Yew und Abdur-
rahman Wahid. Lee wandte sich nicht nur gegen 
Wahids Vorschlag, Osttimor und Papua-Neuguinea in 
die ASEAN aufzunehmen. Er soll dem Präsidenten 
sogar indirekt den Rücktritt nahegelegt haben. Wa
hen Nachbarn herabzuschauen. Er drohte dem 
adtstaat mit einem Abbruch der indonesischen und 
alaysischen Wasser- und Stromlieferungen und 
chte laut über einen Austritt aus der Gemeinschaft 
ch.93 Bereits 1998 hatte Lee einen Streit mit Wahids
Baharuddin Jusuf Habibie provoziert. 
91  Im November 200
mandeure aus neun ASEAN-Staaten zu einem »informelle
Treffen« in Thailand.  
92  Vgl. FEER, 21.12.2000, S. 12. 








Der Zustand von Pax Americana 
Der Zustand von Pax Americana 
Die anhaltende Schwächung Südostasiens als einheit-
licher Akteur hat in Kombination mit neuen sicher-
heitspolitischen Risiken in Nordostasien (Taiwan, 
Korea) zu einem weiteren Nachlassen des strategi-
schen Interesses der USA geführt, das seinen Aus
zum einen in einer Neuauflage der 1994 ausgesetzten
»enlargement«-Politik der Clinton-Administration 
fand, zum anderen in dem Versuch, die eigene s
heitspolitische Rolle etwa durch Ausweitung von 
Manövern zu multilateralisieren. Die Beziehungen z






 die Partei der Reformer ergriffen hatte. In 
Indonesien hatten die USA im Mai 1998 zum Sturz 
Suhartos beigetragen. Im Oktober 2000 provozierte 
n Botschafters in 





ung der Region 
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94  Andererseits betonte Außenminister Colin Powell beim 
sischen Kollegen Alwi 
i-
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ngen an Indonesien ab; Stratfor.com, 
ngress: Asia-Pacific Policy 
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unverhüllte Kritik des amerikanische
schen Parlamentariern, ihn des Landes zu verweisen. 
Gelbard hatte insbesondere auf Menschenrechtsver
zungen durch das indonesische Militär und anhalten-
de Korruption aufmerksam gemacht. Im November
mußte die Botschaft unter Verweis auf akute Sicher-
heitsprobleme für mehrere Wochen schließen. 
Von der neuen amerikanischen Administration is
in bezug auf Südostasien kein dramatischer Kurs-
wechsel zu erwarten, sieht man einmal von engeren 
Konsultationen mit Japan und Australien und einem
vermutlich rückläufigen Interesse an Menschenrechts-
fragen ab.94 Abgesehen von Schiffahrtswegen und 
Märkten hat die strategische Bedeut
r Washington weiter abgenommen.95
Für die amerikanische Militärpräsenz in Südost
asien gilt seit Schließung der philippinischen Stütz-
punkte 1992 eine »places, not bases«-Doktrin, die mit 
verbesserter Logistik und verbesserten Aufklärungs- 
und Transportkapazitäten die zügige Heranführung 
amerikanischer Truppen aus Westasien, Nordostasien 
oder den USA selbst gewährleisten soll.96 Dieser 
 
Ansatz hatte 1994 einen Rückschlag erlebt, als 
Thailand, die Philippinen, Malaysia und Indonesien
nacheinander aus Rücksicht auf China ablehnten, in 
ihren Hoheitsgewässern schwimmende amerikanisc
Nachschubdepots zu stationieren. Unter anderem als
Reaktion auf diese Verweigerung baute Washington 
zwischen 1993 und 1998 seine militärische Zusam-
menarbeit mit Singapur, Canberra und Manila aus.
Gleichzeitig verschob sich das strategische Interesse 
der USA aufgrund von Entwicklungen auf der korean
schen Halbinsel und in der Taiwan
ersten Treffen mit seinem indone
Shihab im März 2001 die Bedeutung, die Washington den 
Menschenrechten und der friedlichen Konfliktlösung be
messe; vgl. The Age (Melbourne), zitiert in: Asia-Pacific Media 
Brief (online), 13.3.2001. Powell lehnte eine Wiederaufnah
der US-Rüstungslieferu
Global Intelligence Update, zitiert ebd., 14.3.2001.  
95  Vgl. Daniel Bob, The 107th Co
Outlook, Washington: National Bureau of Asian Research, 
online, Februar 2001. 
96  Vgl. Les Aspin/Colin Powell, Defence Department Briefin
on the Bottom-up Review,
rdostasien, und in der Osttimor-Krise vom Septem-
ber 1999 war eine amerikanische Rolle kaum noch 
wahrnehmbar.97
Ende 2000 schlug der Oberkommandierende der 
amerikanischen Streitkräfte im Pazifik vor, künftig
das regionale Schwergewicht der Zusammenarbeit 
von konventionellen bilateralen Allianzen auf multi-
laterale Arrangements zur Förderung »gemeinsamer 
Interessen an einer friedlichen Entwicklung« und auf 
e gemeinsame Bekämpfung nichtmilitärischer Risi-
ken zu verlagern.98 Verteidigungsminister William 
Cohen lancierte eine entsprechende »Asia-Pacific 
Regional Initiative«, die grundsätzlich allen Regional-
staaten, darunter auch China, offenstehen soll.99
Washingtons Hauptinteresse gilt einer militäri-
schen Zusammenarbeit seiner Alliierten, die bisher 
nicht in der Lage waren, aus eigener Kraft vergleich-
bare Initiativen zu lancieren. Das bedeutet sowohl 
Burden-sharing als auch Sicherstellung einer zentra-
len Rolle der USA. Ab 2001 sollen jährlich drei bila-
terale Manöver der USA (»Tandem Trust« mit Austra-
lien im Mai, »Cobra Gold« mit Thailand im Mai und 
Juli sowie »Baliktan« mit den Philippinen im August) 
unter der Bezeichnung »Team Challenge« zusammen-
gefaßt und auf humanitäre Einsätze und Katastro-
 
97  Die australische Intervention in Osttimor wurde vielfach
als »Stellvertretung« der USA wahrgenommen. Der designier-
te Außenminister der Bush-Administration, Colin Powell, ver-
stärkte diesen Eindruck während seiner Anhörung vor dem
Senatsausschuß für Auswärtige Angelegenheiten im Januar 
2001, indem er von einer führenden Rolle Canberras bei der 
Bekämpfung der politischen Instabilität in Indonesien sprach; 
vgl. The Sydney Morning Hera , zitiert in: Asia-Pacific Medi
Brief (online), 18.1.2001. Australien hat sich für den Ausbau 
seiner Krisen-Reaktionskräfte entschieden; vgl. Defence Whit
98  Vgl. Dennis C. Blair/John T. Hanley Jr., From Wheels to 
Webs: Reconstructing Asia-Pacific Security Arrangements
The Washington Quarterly, 24 (Winter 2001) 1, S. 7–17. 









phenschutz erweitert werden.100 An »Cobra Gold« war
2000 erstmals auch Singapur beteiligt. Japan, China 


















100  Vgl. FEER, 21.12.2000, S. 10. 
101  Vgl. Südostasien aktuell, 20 (Januar 2001) 1, S. 8/9 und 
aval Brief (online), 
n ihre Teilnahme mittler-
weile wieder in Frage gestellt; vgl. The Nation (Bangkok), 
102  Vgl. The Straits Times (Singapur), zitiert in: Asia-Pacific 
Media Brief (online), 11.1.2001. 
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ilippine Inquirer, zitiert ebd., 26.2.2001. 
 Mrd. US-Dollar (1991: 30 Mio.). 
101 Angesichts der instabilen Lage in Indone-
sien und auf den Philippinen hat mittlerweile auch 
Malaysia Interesse an einer Intensivierung sein
rischen Zusammenarbeit mit den USA signali-
siert.102 Außerdem möchte Kuala Lumpur nach fünf
jähriger Pause seine gemeinsamen Marinemanöver 
mit Thailand wieder aufnehmen und führt im 
Rahmen der sogenannten Five Powers Defence A
ments (FPDA) Marine- und Luftwaffenübungen mit 
Singapur, Australien, Neuseeland und Großbritannien
durch.103
Rußland, Japan, Indien, China 
Moskaus südostasiatische Militärpräsenz beschrä
sich seit dem Untergang der Sowjetunion auf eine 
elektronische Abhörstation im vietnamesischen Cam 
Ranh, wo gelegentlich Schiffe d
ker gehen. Der Pachtvertrag für Cam Ranh läuft 
2004 aus, und sowohl China als auch die USA haben 
Interesse an einer Nutzung des dortigen Tiefwasser-
hafens signalisiert. Hanoi befürwortet die amerikan
sche Militärpräsenz in der Region grundsätzlich, i
aber darauf bedacht, Peking nicht durch diesbezüg-
liche eigene Schritte zu provozieren. Im Februar 20
besuchte Präsident Putin Vietnam und vereinbarte 
eine »strategische Partnerschaft«.104
Japan versuchte 1998, die ostasiatische Krise für 
eine Schärfung des eigenen regionalen P
tzen, und schlug mit malaysischer Unterstützung 
die Gründung eines Asiatischen Währungsfonds vor
(Asian Monetary Fund, AMF), der notleidenden Vol
wirtschaften unter vermutlich weniger strengen Auf-
lagen Hilfe angeboten hätte, als dies beim IWF der Fall 
war. Die Initiative stieß auf die Ablehnung der USA 
und anderer westlicher Staaten, und Tokyo verlegte 
 
Kyodo News, zitiert in: Asia-Pacific N
9.2.2001. China und Vietnam habe
zitiert ebd., 6.4.2001. 
sich nunmehr darauf, die Erfolgsaussichten weniger 
anspruchsvoller Varianten zu sondieren (s. unten). 
Gleichzeitig signalisierte Japan Bereitschaft, auch 
militärisch eine wichtigere Rolle in Südostasien zu 
spielen. Tokyo hat damit begonnen, vietnamesische 
Offiziere auszubilden, und möchte zusammen mit der
vietnamesischen Marine im Südchinesischen Meer 
Such- und Rettungsaktionen durchführen. Der Ab-
schluß eines Anti-Piraterie-Paktes mit der ASEAN soll 
es Japan ermöglichen, an Patrouillenfahrten in d
Malakka-Straße teilzunehmen.
103  Kuala Lumpur hatte seine M
angesichts von Verstimmungen mit Singapur ausgesetzt. 
104  Vgl. Russia Today (USA), zitiert in: Asia-Pacific Media 
Brief (online), 28.2.2001. 
105
Seit China in Birma Marinestützpunkte baut und in
birmanischen Gewässern Abhörstationen installiert
schenkt auch Indien Südostasien zunehmend strate-
gische Aufmerksamkeit. Die rüstungswirtschaftlichen 
Beziehungen zu einzelnen ASEAN-Staaten wurden 
intensiviert; Ende 2000 fand erstmals ein indisch-viet-
namesisches Manöver zur Bekämpfung der Piraterie 
im Südchinesischen Meer statt. Delhi bemüht sich 
1993 seinerseits um Kontakte zur birmanischen Ju
Die Volksrepublik China versucht seit 1998, aus der 
krisenbedingten Schwächung der Regionalstaaten 
Nutzen zu schlagen. 1998 baute sie ihre bunkerartige
Strukturen auf der Spratly-Insel Mischief Reef weiter 
aus, obwohl sie zuvor mit den Philippinen vereinbart
hatte, dort den Status quo einzufrieren. Von 1999 bi
Anfang 2001 kam es im Scarborough Shoal vor der 
Westküste von Luzon zu Zusammenstößen zwischen 
der philippinischen Marine und chinesischen Fisc
reiflotten. Manila vermutet, daß C
rische Infrastruktur installiert.106 Zumindest vom 
Standpunkt der Philippinen aus soll das 1998 abge-
schlossene Visiting Forces Agreement mit den USA 
Peking gegenüber abschreckende Wirkung entfalten.
Verhandlungen zwischen der ASEAN und China über
ieben ergebnislos. 
China hat seine Rolle auf dem südostasiatischen 
stland seit der Herausforderung durch Vietnam in 
n 70er und 80er Jahren konsolidiert
 haben sich die chinesisch-vietnamesischen Bezie-
ngen seit dem Untergang der UdSSR und der Unter
mbodscha-Verträge 1991 von 
rem früheren Tief erholt,107 und die Ostasienkrise 
t auch die seinerzeit angelaufene ideologische 
iederannäherung gefördert. 1999 erfolgte eine Ver-
105  Vgl. The Straits Times (Singapur), zitiert ebd., 4.1.2001. 
106  Vgl. The Ph
107  Das Volumen des chinesisch-vietnamesischen Handels 









ständigung über die Landgrenze, im Dezember 2000 
unterzeichnete der vietnamesische Staatspräsident i
Peking ein Abkommen über den Grenzverlauf im Golf
von Tonking und betroffene Fischereirechte. Ungelös
bleibt als weitaus größtes Problem die Zuordnung 
Inseln und Atollen im Südchinesischen Meer. 
Im November 2000 besuchte der chinesische Staats
und Parteichef Jiang Zemin Kambodscha und besie-
gelte damit eine mehrjährige Phase der Wiederannä-
herung. 1994 hatten Peking und Phnom Penh ein 
Abkommen über ihre wirtschaftlich-technische 
Zusammenarbeit unterzeichnet, und die Volksrepu-












für die Beobachter die prochinesische Fraktion in der 
Staats- und Parteiführung verantwortlich machten 
(s. oben). Drei Monate später war der chinesische 
Verteidigungsminister in Vientiane und bot der laoti-
schen Führung Zusammenarbeit bei der Aufrecht-
erhaltung der inneren Sicherheit an.109 Laos bezieht 
seit 1993 wieder chinesische Rüstungsgüter. 1999 
verhinderten chinesische Exporthilfen und zinsfreie 
Darlehen den weiteren Verfall des Kip. 
China bleibt der wichtigste militärische Verbündete 
Birmas, hat am Bau von birmanischen Marinestütz-
punkten mitgewirkt und ist am Bau strategischer 
Straßen von seiner Südwestprovinz Yunnan entlang 
der birmanischen Grenze mit Laos und Thailand zum 
Indischen Ozean beteiligt, wo Peking seit Anfang der 
90er Jahre, wie gesagt, in birmanischen Hoheitsgewäs-




ia Brief (online), 
ha und Thailand. 
dort auf, wo staatliche Strukturen zerfallen. Thailand 
versucht seit 1988, über (vornehmlich wirtschaftlich) 
verbesserte Beziehungen zu Birma und den indochine-
sischen Nachbarn seine führende Rolle auf dem süd-
ostasiatischen Festland zu konsolidieren, wobei häufig 
führende Militärs mit wirtschaftlichen Interessen als 
Kontaktpersonen fungieren (Bangkok hat seine Bezie-
hungen zur Volksrepublik China seit den 70er Jahren 
auf ähnliche Weise ausgebaut). Vor dem Hintergrund 
der regionalen Krise modifizierte die Regierung 
Chuan Leekpai diesen Kurs jedenfalls mit Blick auf 
Birma, das zunehmend Drogen und Flüchtlinge nach 
Thailand exportiert und dessen Streitkräfte bei der 
Verfolgung von Flüchtlingen und Guerillas wiederholt 
die gemeinsame Grenze überschritten.110 Gleichzeitig 
macht Bangkok seit 1998 mit philippinischer Unter-
stützung in der ASEAN die Frage gegenseitiger Nicht-
einmischung zum Thema, bisher ohne einen Durch-
bruch zu erzielen (s. unten). Diesen Versuch einer 
Regionalisierung des eigenen Demokratisierungs-
prozesses will der neue thailändische Premierminister 
Thaksin Shinawatra nicht nur nicht fortsetzen; er hat 
auch eine Wiederannäherung an Rangoon angekün-
digt. Sein trotz neuer Spannungen an der Grenze111 
angekündigter Besuch im Nachbarland mußte Ende 
Februar 2001 wegen der anhaltenden Spannungen 
dann doch verschoben werden. Thailands neue Außen-
politik versteht sich als »Nachbarn-orientiert« und legt 
besonderen Wert auf die Intensivierung der Wirt-
schaftsbeziehungen zu Birma.112
Das heißt nicht, daß sich die von diesem Nachbarn 
ausgehenden Sicherheitsrisiken verringert hätten. So 
befürchtete Bangkok Anfang 2001 eine dramatische 
Zunahme der Heroin- und Metamphetamin-Importe 
aus Birma, nachdem mit der United Wa State Army 
 
110  Zwischen 1988 und 1998 war insgesamt eine Million 
birmanischer Immigranten illegal nach Thailand gelangt; 
hinzu kamen ab 2000 monatlich ca. tausend. Allein im ersten 
Halbjahr 1998 wurden mehr als vierzig Grenzübertretungen 
durch die birmanische Armee registriert. 
111  Im Februar 2001 vertrieben thailändische Soldaten unter 
Einsatz schwerer Artillerie einen birmanischen Stoßtrupp, 
der im Rahmen einer Offensive gegen Shan-Guerillas mehrere 
Tage lang einen Hügel im Grenzgebiet besetzt hatte. Fast 
hundert birmanische Soldaten kamen ums Leben; vgl. Süd-
deutsche Zeitung, 13.2.2001, S. 9. Gleichzeitig wurden bei 
einem Artillerieangriff der birmanischen Armee auf die nord-
westliche Grenzstadt Mae Sai zwei Einwohner getötet. Neun-
zehn thailändische Soldaten wurden vorübergehend gefan-
gengenommen. Thailand schloß daraufhin die Grenze; ebd., 
15.2.2001, S. 8. 
112  Vgl. The Nation (Bangkok), zitiert in: Asia-Pacific Media 
Brief (online), 1.2.2001. 
inesische Staatsbetriebe tätigten Investitionen in 
Kambodschas Textilindustrie, Land- und Bauwirt-
schaft. 1996 wurden Finanz- und Ausbildungshilfen a
die kambodschanische Armee gewährt und ein Han-
delsabkommen unterzeichnet. Anläßlich seines 
jüngsten Besuches sagte Jiang Zemin Hilfen im Wert 
von 200 Millionen US-Dollar zu, davon 2,7 Millionen 
für militärische Ausbildung.108
Jiangs nächste Etappe war Laos, wo es kurz 
einer Serie von Bombenanschlägen gekom
chtmilitärische Risiken treten in der Regel vermehrt 
108  Vgl. FEER, 2.11.2000, S. 22. 
109  Vgl. BBC News, zitiert in: Asia-Pacific Med










(UWSA) der wichtigste 
sende Opiumbauern in der N
Exporteur im Vorjahr Zehntau-
ähe der gemeinsamen 
Grenze angesiedelt hatte.113 Wie andere Drogenhänd-
ler-Kartelle auch hat die 20 000 Mann starke UWSA  
ein Waffenstillstandsabkommen mit der Junta in 
angoon unterzeichnet (s. oben) und wird von dieser 
s Polizei-Sondertruppe anerkannt. Das thai-








zung eine Spezialeinheit zur Drogenbekämpfung auf.
Die neue Regierung in Bangkok will mit Birma und
China bei der Bekämpfung des Drogenproblems 
zusammenarbeiten, denn die Südprovinzen der Volks-
republik sind ihrerseits von birmanischen Exporten 
betroffen.114
Die Fragmentierung Indonesiens hat Querverbin-
dungen zwischen islamischen Extremisten, Separa-
tisten, Waffen- und Drogenschmugglern in ganz Süd-
ostasien verstärkt. Dazu gehören Waffenimporte der 
GAM aus Kambodscha durch thailändisches und 
malaysisches Territorium und Beziehungen zwischen 
moslemischen Kämpfern in Malaysia, Indonesien und
den Philippinen.115 Die ohnehin beträchtliche Zahl 
der Piratenüberfälle hat sich insbesondere in 
indonesischen Gewässern vervielfacht.116
113  Vgl. FEER, 7.12.2000, S. 10. 
114  Vgl. The Bangkok Post, zitiert in: Asia-Pacific Media Brief 
(online), 16.3.2001. 
115  So sollen 1997/98 mehr als 750 Indonesier auf Stütz-
punkten der MILF in Mindanao eine militärische Ausbildu
erhalten haben; vgl. FEER, 1.2.2001, S. 24–28. 













Galt die ASEAN während des Kalten Krieges als eines 
der wenigen erfolgreichen außereuropäischen Bei-













vertrauensbildender Maßnahmen auf freiwilliger Basis und 
gelegentlich dazu, seine Territorialforderun-
ine gemeinsame Definition von Präventiv-
as kam für Skeptiker nicht 
ve












alisiert werden soll, 
das Mechanismen für die friedliche Lösung von Terri-
torialkonflikten einschließt.118 Dasselbe Dokument 
menarbeit bei der wirtschaftlichen Inte-




gegenseitige Einmischung in innere Angelegenheiten, die die 
n 
ch abzudecken, zu keiner Zeit auch nur annähernd 
xt Millenium, Jakarta (ASEAN-
dell schon kurz vor der Ostasienkrise in unruhiges 
Fahrwasser. Die zunehmenden Probleme wurden aber 
noch bis 1997 von anhaltendem Wirtschaftswachs-
tum, einer ökonomischen und sicherheitspolitischen 
Herausforderung durch die Volksrepublik China u
einem neuen Aktivismus überdeckt, der die Gemein-
schaft vorübergehend sogar noch relevanter erschei-
nen ließ als zuvor. Innerhalb weniger Jahre entschie-
den die Mitglieder, alle indochinesischen Staaten und 
Birma zum Beitritt aufzufordern, ihr regionales und
internationales Gewicht durch Gründung eines trans-
pazifischen Sicherheitsforums zu verstärken und eine 
ASEAN-Freihandelszone (ASEAN Free Trade Area, AFTA
zu gründen, um ausländische Investoren anzulock
Erst gegen Ende der 90er Jahre wurde deutlich, daß 
die Erweiterung der Gemeinschaft diese durch Au
nahme problematischer Kandidaten wie Birma und 
Kambodscha intern wie extern eher geschwächt a
gestärkt hatte, daß das sicherheitspolitische ASEAN 
Regional Forum (ARF) angesichts seiner Inklusivität 
auf der Stelle trat117 und daß das AFTA-Projekt übe
 
117  Das 1993 gegründete ARF sollte jene Lücke schließe
helfen, die sich zwischen rückl
Sicherheitsgarantien für die Region und den mit neuer regio-
naler Multipolarität einhergehenden Ungewißheiten aufge-
tan hatte. Um diesen Zweck zu erfüllen, mußte das Forum 
inklusiv sein, also potentielle Gegner des Status quo wie 
China einbeziehen. Zu diesem Zweck war es wiederum erfor-
derlich, den gradualistisch-konsensualen Ansatz der ASE
auf die größere Gruppierung zu übertragen und etwa ein
Beteiligung Taiwans auszuschließen. 1995 einigten sich die 
Mitglieder des ARF auf einen Dreistufenplan ausgehend von 
Vertrauensbildung über Präventivdiplomatie zu »Annähe-
rung an Konfliktlösungsstrategien«. Das Forum hatte einen 
relativ vielversprechenden Start. Man vereinbarte eine Reihe 
protektionistische Sonderwünsche individueller 
ASEAN-Staaten weiter verschleppt wurde. Gleichzeitig 
brachte Peking 
gen im Südchinesischen Meer zu erörtern. Auf dem Höhe-
punkt der regionalen Krise erwies sich das ARF 1998 aller-
dings als unfähig, zur Präventivdiplomatie überzugehen bzw. 
sich auch nur auf e
diplomatie zu verständigen. D
rhinderten überlappende Territorialforderungen 
unter einzelnen Nachbarn ein effektives gemeinsames 
Auftreten gegenüber Dritten. 
Im September 1
donesien, Singapur, Malaysia, Brunei sowie Teilen
Thailands und der Philippinen zu einer mittleren U
weltkatastrophe. Eine Bekämpfung der Ursachen hätte 
die Isolierung des Suharto-Regimes vorausgesetzt, das 
für die Vetternwirtschaft zwischen Plantagenbesitze
und Politik verantwortlich zeichnete, ein Vorgehen,
das den ASEAN-Prinzipien Nichteinmischung, Kon-
sens- und Gesichtswahrung widersprochen hätte. 
Im Dezember 1997 beschloß die Gemeinschaft, bei 
r Asiatischen Entwicklungsbank (Asian Develop-
ment Bank, ADB) in Manila einen eigenen finanziell
Kontrollmechanismus einzurichten, um Krisen vor-
zubeugen. Bis zur Umsetzung verging fast ein Jahr,
weil sich einzelne Mitglieder dagegen wehrten, pote
tiell sensitive Wirtschaftsdaten zu übermitteln. 
Schließlich einigte man sich, solche Daten nur auf 
freiwilliger Basis weiterzuleiten.  
Der informelle ASEAN-Gipfel von Kuala Lumpur 
erbrachte 1998 eine Gemeinsame Erklärung zur finan-
ziellen Lage der Mitgliedstaaten und die Verabsch
dung der sogenannten »Vision 2020«, derzufolge das
dann 50 Jahre alte Konzept einer Zone des Friedens
der Freiheit und der Neutralität (Zone of Peace, Free-
dom, and Neutrality, ZOPFAN) re
stellte Zusam
welt- und Lebensmittelsicherheit sowie die Schaffun
einer »sozial geeinten und fürsorglichen ASEAN« (sic)
in Aussicht. Zu diesem Zweck sollen regionale Ins
 
überraschend, impliziert Präventivdiplomatie doch jene 
geistigen Väter des ARF von vornherein ausgeschlosse
hatten. Gleichzeitig wurde der Anspruch, auch Nordostasien 
thematis
eingelöst. 
118  Vgl. ASEAN into the Ne









tionen aufgebaut bzw. gestärkt und gemeinsame 
Regeln entwickelt werden, »um mit Problemen umzu-
gehen, die nur auf regionaler Ebene angegangen 
werden können, darunter Umweltverschmutzung und

















Vertrag über Freundschaft und Zusammenarbeit 

























tand in einem neuen Fluchtversuch in 




schließend wurde angekündigt, daß »unsere Natio-
nen mit Zustimmung und größerer Mitwirkung der 
Menschen, insbesondere was Wohlfahrt und Würde 
der menschlichen Person und Nutzen für die Gemein-
schaft angeht, regiert werden sollen«.119
Diese etwas umständliche Formel war der halbher-
zige Versuch, jenes Menschenrechtsproblem anzuspre-
chen, das die Zusammenarbeit zwischen der ASEAN 
und dem Westen seit den 80er Jahren belastete. Nach
dem Ende des Kalten Krieges und angesichts der 
neuen Birma-Problematik entschieden sich einige Mit
glieder, auf diesem voranzugehen. So schlug der thai-
ländische Außenminister im Juli 1998 mit Unterstüt-
zung seines philippinischen Kollegen vor, das trad
nelle Prinzip der gegenseitigen Nichteinmischung 
durch ein neues Konzept d
 ersetzen, mit dem festgestellt werden sollte, ob »d
Ansehen und die Stimme der ASEAN durch die Regi
rungsstrukturen von Mitgliedstaaten, mangelnde 
Transparenz und die Haltung der Mitglieder zu Dem
kratie und Menschenrechten beeinträchtigt« wür-
den.120 Die Berater des thailändischen Außenmin
zitierten später finanzielle Transparenz, illegale 
Immigration und Kinderprostitution als Beispiele,121 
aber Surin Pitsuwan selbst dachte fraglos an Birma, 
das zwischen 1988 und 1998 eine Million illegale 
Immigranten nach Thailand exportiert und dessen
Streitkräfte die thailändische Grenze wiederholt 
verletzt hatten (s. oben). 
Der Vorschlag wurde von allen übrigen Mitglied
abgeblockt. Ersatzweise vereinbarten sie,
eaty of Amity and Cooper
itte zu öffnen und die Schaffung der AFTA und 
er ASEAN-Investitionszone (ASEAN Investment 
ea, AIA) zu beschleunigen. Wenig später wurden auf 
n Hanoi im Dezember 1998 ein weiterer 
ailändischer Vorschlag zur Schaffung e
men Sozialfonds und eine philippinische Initiative 
119  Ebd., S. 7. 
120  Vgl. Jürgen Haacke, The Concept of Flexible Engagemen
and the Practice of Enhanced Interaction: Intramural Chal-
lenges to the ASEAN Way, in: The Pacific Review, 12 (1999) 4, 
S. 581–611 (584).  
121  Vgl. FEER, 23.7.98, S. 20. 
hluß der Nordamerikaner, Australier und Neusee-
der, mit denen man seit 1994 im ARF und seit 19
r erstmaligen Einberufung des (im TAC vorgese
nen) Hohen Rates für die Lösung von Territorialproble-
men abgelehnt. Der sogenannte Aktionsplan von 
Hanoi zog die Initialphase der AFTA von 2003 auf 2002 
vor und stellte Anreize für ausländische Investoren
Aussicht,122 aber die AIA machte weder institutionelle
Fortschritte, noch verständigte man sich auf gemein-
same Maßnahmen zur Bekämpfung der aku
Im September 1999 scheiterten Bemühungen zur 
Schaffung einer ASEAN-Einsatztruppe für Osttimor an
einer thailändisch-malaysischen Kontroverse über das 
Oberkommando. 
Im November 1999 einigten sich die sechs Grün-
dungsmitglieder der ASEAN,123 untereinander alle 
Importzölle bis 2010 (anstatt 2015) abzuschaffen, aber
Malaysia verlangte eine Ausnahmeregelung für seine 
»nationale« Autoindustrie. Die ministerielle Troika, 
die 1997 erfolglos versucht hatte, zwischen den ver
feindeten Regierungsparteien in Phnom Penh zu ver
mitteln, wurde formalisiert, erhielt aber nicht das 
Recht, unabhängig von den Regierungen zu agieren
Die Beziehungen zwischen der ASEAN und der EU 
bleiben seit der Aufnahme Rangoons gestört, auch 
wenn die Europäer sich mittlerweile dahingehe
verständigt haben, das Verhältnis nicht de
ntroverse über das birmanische Menschenrechts-
problem zu opfern. Als es im Dezember 2000 erstm
seit 1997 wieder zu einem Treffen zwischen beiden
Gemeinschaften kam, entsandten die meisten EU-
Staaten nur ihre Beamten nach Vientiane, und weder 
der Kommissar für Auswärtige Beziehungen noch d
Hohe Vertreter für die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik nahmen teil.124 In ihrem gemein-
samen Kommuniqué bekannten sich beide Seiten 
wenig verbindlich zu den Vermittlungsversuchen de
Vereinten Nationen in Birma.125
ASEAN+3 
Die wichtigste Reaktion der ASEAN auf die eigenen 
Probleme bes
122  Vgl. ASEAN into the Next Millennium, S. 12ff. 
123  Thailand, Malaysia, Singapur, Indonesien, Philippinen, 
Brunei. 
124  Die Nichtteilnahme wurde mit dem zeitgleichen EU-
Gipfel in Nizza begründet. 



























126  China, Japan, Südkorea. 
-
ntiert hatten oder noch implementieren wollen. Ein 
schen 
a und Indien gesprochen, 
 
epräsident Hu Jintao ging im 
 
 das 
n mit der Gemeinschaft, 
die sich auf sicherheitspolitische Konsultationen 
erstrecken sollten. Mit Rücksicht auf Dritte hatte die 
ASEAN den Rahmen einmal mehr erweitert und neben 
Tokyo auch Peking und Seoul einbezogen. 
Der Gedanke nahm in dem Maße Gestalt an, in dem 
die institutionellen Defizite der ASEAN vor dem Hin-
tergrund der Krise offenkundig wurden. Im November 
1999 vereinbarten die Dreizehn in Manila, sich fortan 
im Anschluß an jeden ASEAN-Gipfel zu treffen, um 
über Finanzen, Wirtschaft und Sicherheit zu reden. 
Ein künftiger gemeinsamer Markt und eine Währungs-
union wurden angesprochen und Japan aufgefordert, 
den Miyazawa-Fonds in eine permanente Institution 
zu überführen (und somit das AMF-Projekt wieder-
zubeleben).129 Tokyo erklärte sich daraufhin bereit, 
45 Milliarden US-Dollar für regionale Krisenvorsorge 
auszuweisen. Drei Monate später ließen die ASEAN-
Finanzminister den Vorsorgeplan wieder fallen und 
entschieden sich statt dessen für die Ausweitung eines 
im Aufbau befindlichen ASEAN-Devisentausch-
mechanismus im Rahmen von ASEAN+3. 
Diese Empfehlung wurde von Beamten aus den 
dreizehn Staaten im Mai 2000 am Rande des ADB-
Jahrestreffens im thailändischen Chiangmai ange-
nommen. Unter der später formulierten Überschrift 
»Chiangmai-Initiative« vereinbarten sie, untereinander 
ein Netzwerk aus bilateralen Abkommen über den 
Austausch und Rückkauf von Zentralbankreserven in 
Krisenzeiten zu schaffen. Möglicherweise zielte das 
ganze Manöver nur darauf ab, die japanische Füh-
rungsrolle zu relativieren. Im August 2000 beschlos-
sen die Außen- und Finanzminister der ASEAN+3, 
einen neuen Plan für die Schaffung eines AMF vorzu-
legen.130 Auf ihrem Gipfel in Singapur vereinbarten 
die Mitglieder der Gemeinschaft im November 2000, 
die Einrichtung einer ostasiatischen Freihandelszone 
unter Einbeziehung von China, Japan und Südkorea 
zu prüfen.131
 
Juli 2000 in Jakarta mit einem neuen »antihegemonialen« 
Sicherheitskonzept auf diesen Vorschlag ein; vgl. die amt-
liche chinesische Nachrichtenagentur Xinhua, engl., 
24.7.2000, zitiert in: SWB, FE/3902/B/7-8 vom 26.7.2000. 
129  Vgl. Joint Statement on East Asia Cooperation, Jakarta: 
ASEAN-Sekretariat, online, 28.11.1999. 
130  Vgl. Xinhua, 1.8.2000, zitiert in: Südostasien aktuell, 
R, 7.12.2000, S. 14. 
 der Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftskooperation 
(Asia-Pacific Economic Cooperation, APEC) zusammen-
arbeitete. Auch die APEC lieferte keine Antworten auf
die regionale Krise und geriet bei ihren Bemühungen
um eine transpazifische Handelsliberalisierung in 
eine Sackgasse. 
Bereits 1991 hatte der malaysische Premierministe
Mahathir Mohamad vorgeschlagen, als Alternative zur
APEC eine Ostasiatische Wirtschaftsgruppierung (East
Asian Economic Grouping, EAEG) unter Ausschluß d
Nichtasiaten auf der anderen Seite des Pazifik zu gr
den. Diese potentiell geschlossene Variante von Regio
nalismus stieß in Freihandelsstaaten wie Singapur auf 
wenig Gegenliebe, das Konzept wurde in der Folgezei
als Ostasiatischer Wirtschaftskaukus (East Asian Eco-
nomic Caucus, EAEC) zu einem Konsultationsmech
nismus der ostasiatischen APEC-Mitglieder herunte
gestuft. Der ursprüngliche Gedanke überlebte jedoch 
und fand seinen Ausdruck etwa in der Mekong-Z
menarbeit mit China oder dem ostasiatischen Ele-
ment126 bei den 1996 lancierten sogenannten Asia-
Europe Meetings (ASEM). 
1998 scheiterte Japan mit seinem AMF-Vorschlag 
(s. oben) und Singapur lehnte das Ansinnen seiner 
ASEAN-Partner ab, den Singapur-Do
len Leitwährung zu machen. Trotzdem gewährte 
der Stadtstaat Indonesien Hilfen im Wert von 10 Mil-
liarden US-Dollar, half China Thailand mit einer 
Milliarde US-Dollar aus, während Tokyo den Miya-
zawa-Plan lancierte, der den Krisenstaaten sowie dor
tätigen japanischen Firmen mit insgesamt 30 Millia
den US-Dollar unter die Arme greifen sollte.127 In 
gewisser Hinsicht, wenngleich nicht mehr so ein-
deutig an den Gedanken einer japanischen Führu
rolle und einer Yen-Zone geknüpft, blieb der AMF-Plan 
präsent und verband sich allmählich mit EAEC zu 
dem neuen Konzept »ASEAN+3«.128
 
Auf dem informellen ASEAN-Gipfel von Kuala
Lumpur im Dezember 1997 geboren, war ASEAN+3
unbeabsichtigte Ergebnis eines japanischen Vorschlags 
für regelmäßige Gipfeltreffe
127  Der Fonds umfaßte vornehmlich Niedrigzinskredite und 
Kreditgarantien. Antragsberechtigt waren solche ostasiati-
schen Krisenländer, die in Zusammenarbeit mit internationa
len Finanzinstitutionen ökonomische Strukturreformen 
impleme
Großteil der Mittel war bis 2000 abgeflossen. 
128  Mahathir Mohamad schlug 1999 vor, den EAEC mit der 
Schaffung des AMF zu beauftragen; vgl. Beijing Review, 
14.9.1999, S. 14. Indonesiens Präsident Wahid hatte kurz 
nach seiner Amtsübernahme von einer neuen »asiati
Achse« zwischen Indonesien, Chin
für die Singapur und Japan Kapital und Technologie zur Ver-
fügung stellen sollten; vgl. Asia 2000 Yearbook, Hongkong
2000, S. 131. Der chinesische Viz
19 (September 2000) 9, S. 369/70. 









Einmal abgesehen von gewissen strukturellen Un-
vereinbarkeiten,132 besteht das Problem mit ASEAN+3 
aufgefor
einzuräumen,
in dem Umstand, daß die (im wesentlichen ökonomi-
sche) Vision weder durch nationale Strategien noch 
durch regionale Diplomatie gestützt wird. Sowohl 
hina als auch Japan wird aufgrund ihrer Vergangen-
-
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dert, der ASEAN-Kooperation Priorität 
136 und China strebt seinerseits ein 
Abkommen über die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit der Gemeinschaft an. 
 
C
heit und möglicher Ambitionen unterschiedlich aus-
geprägtes Mißtrauen entgegengebracht. Ähnliche Un
einigkeit besteht hinsichtlich eines vereinten Korea
und der sicherheitspolitischen Rolle der USA in der 
Region. Überlappende Territorialansprüche haben 
Fortschritte im Südchine
nventionellen und strategischen Rüstungskontrolle 
verhindert. Bemühungen einzelner Staaten um eine
Intensivierung ihrer Verteidigungszusammenarbeit 
mit auswärtigen Mächten können zusätzlich Span-
nungen erzeugen. Gleichzeitig wird das regionale
Kräftegleichgewicht zunehmend durch interne Tra
formationsprozesse geprägt, die Widersprüche 
zwischen China und Japan, Thailand und Birma, Indo
nesien und Malaysia, Südkorea und Japan etc. künftig 
noch akzentuieren dürften. Es bleibt abzuwarten, wie
die Chiangmai-Initiative umgesetzt wird,133 bisherige 
Erfahrungen suggerieren n
es neuen ostasiatischen Blocks. 
Ersatzweise mögen sich künftig ganz neue Konstel-
lationen ergeben, die die Relevanz sowohl der ASEAN 
als auch von ASEAN+3 weiter schmälern. Im Dezember 
2000 vereinbarten die Außenminister Australiens und
Indonesiens in Sydney, ein neues regionales Forum 
unter Einbeziehung Osttimors, Papua-Neuguineas, 
Neuseelands sowie möglicherweise der Philippinen
gründen.134 Wenig spät
gapur und Neuseeland über eine »engere wirt-
schaftliche Partnerschaft« in Kraft, das auf Australie
die USA und Chile ausgedehnt werden soll.135 Südk
rea, Japan und Hongkong haben Interesse an einer 
Mitwirkung signalisiert. Malaysia hat Singapur 
 
132  China und mehrere ASEAN-Staaten sind Wettbewerb
um Überseemärkte und ausländische Investitionen. Japan
und Südkorea wehren sich gegen die Öffnung ihrer M
für landwirtschaftliche Produkte aus den übrigen Regio
staaten. 
133  Im August 2000 vereinbarten die Zentralbanken der 
ASEAN-Staaten die Aufstockung der für einen bestehenden 
Devisentauschfonds ausgewiesenen Mittel von 200 Mio. US-
Dollar auf eine Milliarde; vgl. Xinhua, 12.9.2000, zitiert in: 
Südostasien aktuell, 19 (November 2000) 11, S. 477. 
134  Vgl. FEER, 21.12.2000, S. 12. 
135  Diesem Vorhaben stehen Malaysia, Indonesien und die 
Philippinen kritisch gegenüber; vgl. Südostasien aktuell, 
19 (November 2000) 11, S. 476. 









»Enlargement« oder Krisen ohne Ende 
»Enlargement« oder Krisen ohne 
 
Für eine mittelfristige deutsche und europäische Süd-
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137  Ante tasienhandel (1999): USA 17,9%, Japan 
%, EU chte 2,1% des 
hen
tics Yearbook 2000, Washington: International Monetary 
Fund, 2000. 1995–1999 entfielen 20,9% aller ausländischen 
Direktinvestitionen in den ASEAN-Staaten auf EU-Mitglieder 
(USA: 12,6%, Japan: 16,6%); vgl. ASEAN FDI Database 2000 
(online). 1998 gingen nur 1,3% aller deutschen Direktinvesti-
tionen im Ausland nach Südostasien; vgl. Zahlungsbilanz-
statistik, Frankfurt: Deutsche Bundesbank, Februar 2001. 
nde 
d rechtsstaatlicher Institutionen, über die solche 
Zivilgesellschaften ihre Partizipationsforderungen 
kanalisieren könnten. 
Gleichzeitig sind ostasiatische und südostasiatische 
Sonderwege und Selbstheilungskräfte seit 1997/98 
gründlich desavouiert. Dort, wo ein industrieller 
»takeoff« stattgefunden hat – und das sind wiederum
die oben nicht genannten Staaten, diesmal unter 
Einschluß Indonesiens –, gibt es keinen dritten Weg 
zwischen Globalisierung und Abschottung mehr, 
jedenfalls keinen, der ohne erhebliche innen- und 
außenpolitische Verwerfungen begehbar wäre. 
Insofern gibt es auch keinen dritten Weg bei der 
Zwischenstufe Regionalisierung. Diese bedarf eben-
falls einer aktiven Mitwirkung der Zivilgesellschaften.
In dem Zusammenhang ist wichtig zu verstehen, 
daß Demokratisierung noch nicht Demokratie bedeu-
tet, sondern nur einen weiteren Schritt auf dem Weg
der Fusion von Staat und Gesellschaft, der ähnlich
der erste Schritt bei der Öffnung zum globalen Mark
jedenfalls anfänglich mit gewaltsamen Konflikten
wicht und Kooperation, vereinfacht gesagt, nach 
den Wechselwirkungen zwischen Demokratisierun
und relativer Stabilität. 
Unsere Analyse gelangt auf den ersten Blick zu de
paradox anmutenden Schlußfolgerung, daß Demo-
kratisierung seit 1997 in vielen Staaten Südostasiens 
traditionelle Eliten und Patronagepolitik nicht nur 
nicht abgelöst, sondern deren Einfluß in einigen 
Fällen sogar verstärkt hat. Entsprechendes gilt für 
nicht-demokratisierende Staaten, deren traditione
Eliten es teilweise verstanden ha
isenstimmung für eine populistisch-nationalistisch
Re-Legitimierung ihrer Regime zu nutzen. Paralle
zu postkommunistischen und lateinamerikanische
Ländern drängen sich auf. 
Auf den zweiten Blick ist für dieses Phänomen al
dings nur noch in einigen Ausnahmefällen – Birma, 
den indochinesischen Staaten, Brunei, möglicherweise 
Indonesien – das Fehlen substantieller Zivilgesellschaf
ten verantwortlich zu machen. Das zentrale Proble
besteht in der anhaltenden Schwäche demokr
herg
um P e und Macht konkurr
zeigen osteuropäische und lateinamerika
spiele, daß die Entwicklung zur reifen D
möglic , vorausgesetzt, Zivilgesellschaft u
tutionen sind hinreichend entwickel
me pfer vermitteln zu können. Wo diese En
wicklung erfolgt, wird auch regionale Integration 
mög
Was bedeutet das für eine deutsche und
sche Mitwirkung an Transformation
wicht und Kooperation in Südostasien
könnt n es bei der kommerziellen D
80er und frühen 90er Jahre belassen, denn nach wie 
vor haben Deutschland und Europa in der Reg
n strategischen Interessen. Sie
dort p zierte Rohstoffe nicht angewiesen un
 binnen- und zwischenstaatlichen Konflik-
ten in Südostasien allenfalls indirekt betroffe
rend der Anteil der EU-Staaten am Handel mit d
Regi rend der Krise weiter zunahm
Inter ropäischer Investoren an Sü
wieder zurück.137
Man wird es andererseits nicht mit k
Diplomatie bewenden lassen können, wenn man 
verst ß Wohlfahrt – sowie Sicherh
nente von Wohlfahrt – im 21. Jahrhund
geworden ist. Folglich ist nicht mehr gleichgü
in Sü ien wie regiert oder wie lange er oder sie 
en wird. Dnoch regie en neuen alten Regi
zeit ve hen, ihre Legitimität mit populistisch-natio-
nalistisc n Mitteln zu reetablieren, fehlt hierzu da
Geld. Ihre Zivilgesellschaften werden das spätes
dann merken, wenn sie mit steigender Inflation
die Sanierung von Banken und Unternehmen gerade-
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stehen sollen. Diese Rechnung ist selbst dann nicht zu 
bezahlen, wenn sich die Konjunktur in den USA noch 
einmal erholt und sich die Industriestaaten auf länger-
fristige Hilfsleistungen einstellen. Wo Struktur-
probleme nicht behoben werden, gehen Korruption, 
Umweltzerstörung, Aids, Drogen etc. in die volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung ein; die internationalen 
Investoren finden dann anderswo attraktivere Anlage-
möglichkeiten. 
Der Zusammenhang zwischen ökonomischer und 
politischer Transformation ist in Birma, den indo-
chinesischen Staaten, Brunei und vielleicht sogar 
Indonesien weiterhin weniger zwingend als in den 
übrigen Staaten der Region. Aber im generellen Kon-
text von Krise und Nachkrisenzeit müssen sich auch 
diese Akteure grundsätzlich entscheiden, ob sie an der 
globalisierten Welt teilnehmen wollen oder nicht. Ent-
scheidungen gegen eine Teilnahme wären hier eher 
nachvollziehbar, aber auch sie bergen das Risiko 
innerer und äußerer Konflikte. 
Globalisierung und Regionalisierung sind in Süd-
ostasien noch nicht so weit fortgeschritten, daß 
traditionelle Gleichgewichtskalküle vollkommen 
irrelevant geworden wären. Sowohl innerhalb der 
Region als auch in ihren Beziehungen zu den pazi-
fischen Großmächten ist »power balancing« vielfach 
Vorbedingung für den Erhalt des Friedens. Wichtigster 
»balancer« bleiben auf absehbare Zeit die USA, denen 
Deutsche und Europäer mit ihrer Ostasienpolitik 
jedenfalls nicht in den Rücken fallen sollten. 
Aber Gleichgewichtspolitik ist längst nicht mehr 
alles, und Globalisierung eröffnet etwa über neue 
Kommunikationsformen ganz neue Möglichkeiten, 
um kreativen Einfluß auf die Zukunft einer wichtigen 
Weltregion zu nehmen. In Südostasien ist der Zeit-
punkt erreicht, an dem sich interne und externe 
Akteure festlegen müssen, ob sie durch Förderung 
angelaufener Demokratisierungsprozesse die Liberal-
Institutionalistische Ordnung stärken und zur regio-
nalen Integration beitragen wollen oder nicht. Wer 
das will, muß gegebenenfalls auch Entscheidungen 
treffen, die kommerzielle Diplomatie kurzfristig 
behindern können und das Ausmaß der bilateralen 
Zusammenarbeit von Tempo und Tiefe des allgemei-
nen Transformationsprozesses abhängig machen. Im 
Extremfall wird er sich zwischen der territorialen Inte-
grität eines Staates und seiner weiteren Demokratisie-
rung entscheiden müssen, wobei Demokratisierung 
mittelfristig die besseren Sicherheiten bietet. Die 
Alternative wäre eine von innen heraus zerfallende 
Region, die zum Spielball auswärtiger Interessen 
würde und nichtmilitärische Risiken ungeahnten 
Ausmaßes produzieren könnte. 
Abkürzungen 
ADB Asian Development Bank 
AFTA ASEAN Free Trade Area 
AMF Asian Monetary Fund 
APEC Asia-Pacific Economic Cooperation 
ARF ASEAN Regional Forum 
ASEAN Association of Southeast Asian Nations 
ASEM Asia-Europe Meetings 
BA Barisan Alternatif (Alternative Front, Malaysia)  
BIP Bruttoinlandsprodukt 
BN Barisan Nasional (Nationale Front, Malaysia) 
CPP Cambodian People’s Party 
DAP Democratic Action Party (Malaysia) 
EAEC East Asian Economic Caucus 
EAEG East Asian Economic Grouping 
FPDA Five Powers Defence Agreements 
Fretilin Frente Revolucionario de Timor-Leste 
Independente 
Funcinpec Front Uni National pour un Cambodge  
Indépendant, Neutre et Coopératif 
GAM Gerakan Aceh Merdeka (Bewegung für ein 
unabhängiges Aceh)  
IBRA Indonesian Bank Restructuring Agency 
INTERFET International Force for East Timor 
IWF Internationaler Währungsfonds 
KPV Kommunistische Partei Vietnams 
LPRP Lao People’s Revolutionary Party 
MILF Moro Islamic Liberation Front 
MNLF Moro National Liberation Front 
MPP Malaysian People’s Party 
NDF National Democratic Front (Philippinen) 
NEP New Economic Policy (Malaysia) 
NJP National Justice Party (Malaysia) 
NLD National League for Democracy (Birma) 
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa 
Pas Parti Islam se-Malaysia 
SLORC State Law and Order Restauration Council (Birma) 
SPDC State Peace and Development Council (Birma) 
TAC Treaty of Amity and Cooperation (ASEAN) 
TRT Thai-Rak-Thai (»Thais lieben Thais«-Partei) 
UDT Uniao Democratica Timorese 
UMNO United Malay National Organisation 
UNTAET United Nations Transitional Administration in 
East Timor 
UWSA United Wa State Army (Birma) 
ZOPFAN Zone of Peace, Freedom, and Neutrality (ASEAN) 
